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dreizehnten weſtpreußiſchen Städtetages, 


abgehalten in Danzig am 13. September 1904. 


Dreizehnte Sammlung. 
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„ Danzig, den 3. September 1904. 


An 


die Mitglieder des Weſtpreußiſchen Städtetages. 


Wegen der zahlreichen Verſammlungen und Veranſtaltungen, welche im Laufe dieſes Jahres 
in ununterbrochener Reihenfolge in Danzig ſtattfinden, iſt es mir nicht möglich geweſen, bisher 
einen geeigneten Termin für den diesjährigen Weſtpreußiſchen Städtetag feſtzulegen. Angeſichts 
der dem Vernehmen nach im Oktober ſtattfindenden Eröffnung der Techniſchen Hochſchule (eine. 
ſichere amtliche Mitteilung über den Termin iſt mir auch heute noch nicht zugegangen) würde 
ich für den Städtetag einen Zeitpunkt vor November kaum in Vorſchlag bringen können. 

Unter dieſen Umſtänden erſcheint es mir zweckmäßig, den diesjährigen Städtetag auf Einen 
Verhandlungstag zu beſchränken, dieſen aber unmittelbar vor die am 14. bis 17. September in 
Danzig ſtattfindende 29. Verſammlung des Deutſchen Vereins für öffentliche Geſundheitspflege 
zu legen, damit die Mitglieder des Städtetages Gelegenheit haben, dieſen Verhandlungen bei— 
zuwohnen. 

Der genannte Verein verhandelt am 
Mittwoch, den 14. September, über 

1. die Ruhr und ihre Bekämpfung, 
2. die Kältetechnik im Dienſte der öffentlichen Geſundheitspflege, 
3. die Freizügigkeit des Fleiſches im Hinblick auf die Fleiſchverſorgung der Städte 
in hygieniſcher Hinſicht, — 
Donnerstag, den 15. Heptember, über 
4. die hygieniſchen Anforderungen an zentrale Heizanlagen, 
5. die Ausbildung und Organiſation des Krankenhauspflegeperſonals, — 
Freitag, den 16. September, über 
6. ſtädtiſche Kläranlagen und ihre Rückſtände. 

Für den Weſtpreußiſchen Städtetag ſelber bringe ich — abgeſehen von den geſchäftlichen 
Mitteilungen — als einzigen Gegenſtand in Vorſchlag: 

Beſprechung über den Entwurf eines Geſetzes zur Verbeſſerung der Johnungs⸗ 
verhältniſſe (abgedruckt in Nr. 184 des Reichs- und Staats = Anzeigers vom 
6. Auguſt 1904, Beilagen 1 bis 3). 


In der Hoffnung Ihres Einverſtändniſſes berufe ich daher Dei 
13. Weſtpreußiſchen Städtetag 
auf Dienstag, den 13. September d. J., vorm. 10 Ilhr, 


nach dem Nathanſe in Danzig. 


Der Vorſitzende. 
Ehlers, 
Oberbürgermeiſter. 


Weſtpreußiſcher Stüdtetag, Danzig, den 10. September 1904. 


Den geehrten Mitgliedern des Weſtpreußiſchen Städtetages teile ich hierdurch das 


Programm 
des XIII. Weſtpreußiſchen Städtetages 


nachſtehend ergebenſt mit. / 


Montag, den 12. September 


von 8 Ahr abends aß: zwangsloſes Beiſammenſein der Schon anweſenden Mitglieder des: 
Städtetages mit ihren Damen im Hotel „Danziger Hof.“ 


Dienstag, den 13. September 
10 Ahr vormittags: Beginn der Verhandlungen im Stadtverordneten-Sitzungsſaale des 
ſtädtiſchen Rathauſes. 
Während der Verhandlungen wird in den Nebenräumen für die Teilnehmer ein 
Frühſtück bereit ſtehen. 
4 Ahr nachmittags: gemeinſchaftliches Mittageſſen im großen Saale des Hotels „Danziger 
Hof.“ (Gedeck: 3 M. ohne Wein). 
Die Teilnahme von Damen iſt erwünſcht. 
8 Ahr abends: geſelliges Beiſammenſein mit den Mitgliedern des Deutſchen Vereins für 
öffentliche Geſundheitspflege im „Artushofe.“ 


Der Dorfigende. 


Ehlers, 
Oberbürgermeiſter. 


N 


Derzeichnis der Teilnehmer 


an dem 


dreizehnten Städtetage der Provinz Weſtpreußen in Danzig 1904. 


Lfde. 
Be Name der Stadt. 
1. Be rennt 
2. Biſchofs werde.. 
3. Beer 
4. Chriſtbunn z 
5. Cn 
6. Culmſe 
Le Danzig 
8. Dipſchaan a4 
een eek 
10. D hln 
11. Grau denz 
12. Jaſtro o 
13. Dt. Kronnne 
14. Lautenb ung 
15 Löba n 


Amtliche Stellung 
Vertreten durch bezw. 
Stand des Vertreters. 


Name. 
Park Bürgermeiſter. 
Sanella;: a u same Bürgermeiſter. 
von Goſtomsk ili. Bürgermeiſter. 
Egger Bürgermeiſter. 
een 2 Er Bürgermeifter. 
a 2: ae Ze % Bürgermeiſter. 
Peters J ſtellvertr. Stadtverordnetenvorſteher. 
Ehlers Oberbürgermeiſter. 
Trampde Bürgermeiſter. 
DE. Dal a 2 En 4 Stadtrat. 
Mitlaf . .: 2.2.20. Stadtrat. 
DE Dear a u aa Stadtrat. 
GIB. 5. er arg Stadtrat. 
Münfterberg . . . 2... ſtellvertr. Stadtverordnetenvorſteher. 
E a den Stadtverordneter. 
Giese Stadtverordneter. 
C Stadtverordneter. 
Eichha ert Bürgermeiſter. 
Salat rr Stadtrat. 
Duüwenſe ſtellvertr. Stadtverordnetenvorſteher. 
Sanuſſe ee Bürgermeiſter. 
Braff a Stadtbaurat. 
ebf Stadtrat. 
DE- Bee itellvertr. Stadtverordnetenvorſteher. 
ff er Stadtverordneter. 
Wegmaunn e & Stadtverordneter. 
Grzy waz Bürgermeiſter. 
Seefeld A Stadtverordnetenvorſteher. 
Kühnaſt Erſter Bürgermeiſter. 
Wii Stadtbaurat. 
Dr. Stolzenberrrg Stadtrat. 
Mehr lein Stadtverordnetenvorſteher. 
Lewinſoeeenn Stadtverordneter. 
Hempel! Bürgermeiſter. 
Milee Bürgermeiſter. 
Jung Bürgermeiſter. 
ß tee Stadtverordnetenvorſteher. 
N Bürgermeiſter. 


en 
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Lfde. 
Nr. 


16. 


17. 


Name der Stadt. 


Marienb 


Marienwerder 


Neuſtadt 


Neuteich 


Putzig 


urg . 


j 2 


j 2 


229 


Roſen berg... 


Schlocha 
Schwetz 


Tiegenhof 


Thorn 


Zoppot 


13 


j 


229 
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Vertreten durch 


Name. 


Born 
Kort 
itzlaff 
Matthiae 
Dr. Roſenſtock .. 


Roſencrantz 
E. Obuch 


Liedke 
C. Cohn 


293 


Trauthan . 
Block 


Wilda 
Jacobk .. 


Templin 
Hermsdorf 
Klatt 

Geißler 


Arndt 
Magnus 


Schmidt 
Schmidt 
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Stobbe 


Kelch 


Dr. von Wurmb . 
Dr. Wannow 
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Amtliche Stellung 
bezw. 


Stand des Vertreters. 


Bürgermeilter. : 
ſtellvertr. Stadtverordnetenvorſteher. 


Bürgermeiſter. 
Ratsherr. . 
ſtellvertr. Stadtverordnetenvorſteher. 


Stadtverordnetenvorſteher. 
Stadtverordnetenvorſteher-Stellvertr. 


Bürgermeiſter. 
Ratmann. 


Bürgermeiſter. 
Stadtverordnetenvorſteher. 


Beigeordneter. 
Stadtverordnetenvorſteher. 


Stadtverordnetenvorſteher. 
Bürgermeiſter. 
Bürgermeiſter. 
Bürgermeiſter. 


Stadtrat. 
Stadtverordneter. 


Bürgermeiſter. 
Stadtverordneter. 


Magiſtratsmitglied. 


Stadtrat. 
Stadtverordnetenvorſteher. 


Bürgermeiſter. 
Stadtverordnetenvorſteher. 


Verhandlungen 


des 
dreizehnten weſtpreußiſchen Städtetages zu Danzig 


13. September 1904. 


Nach ſtenographiſcher Aufzeichnung. 
— 


Dienstag, den 13. September 1904. — Stadtverordnetenſaal im Nathauſe zu Danzig, 
10 Ahr vormittags. 


Vorſitzender Oberbürgermeiſter Ehlers: Ich er⸗ 
öffne hiermit den weſtpreußiſchen Städtetag. 


Meine Herren! Auf dem vorjährigen weſt— 
preußiſchen Städtetag in Zoppot haben Sie die 
Freundlichkeit gehabt, mich in den Vorſtand zu wählen 
und zugleich hat der Vorſtand, wie ich aus dem 
Protokoll erſehe, mir das Vertrauen bezeigt, mich zum 
Vorſitzenden zu wählen. Ich danke Ihnen für die 
Ehre, die Sie mir erwieſen haben. Sie haben zugleich 
nach dem Protokoll und nach mündlicher Mitteilung 
den Wunſch gehabt, daß der diesjährige weſtpreußiſche 
Städtetag wieder in Danzig ſtattfindet; das iſt für 
uns Danziger ſehr erfreulich. Ich bin aber, wie Sie 
ſchon aus dem ergangenen Rundſchreiben bemerkt 
haben werden, in eine mir nicht ganz angenehme Lage 
gekommen, indem ich die Einberufung und die Vor— 
bereitung des diesjährigen weſtpreußiſchen Städtetages 
nicht in der formellen Weiſe machen konnte, wie im 
Statut vorgeſehen iſt. Ich muß alſo um Ihre 
freundliche Indemnität erſuchen. Wie ich Ihnen be— 
reits geſchrieben habe, ſind wir hier in Danzig in 
dieſem Jahre etwas ſehr ſtark in Anſpruch genommen 
durch die Verſammlungen und Veranſtaltungen einer 
Anzahl Kongreſſe, die im früheſten Frühjahr begonnen 
haben und noch nicht beendet ſind. Es iſt natürlich 
für uns Danziger und auch für die Provinz Weſt— 
preußen ſehr angenehm, daß wir von anderen Gegenden 
des deutſchen Vaterlandes jetzt ſo häufig beſucht werden. 
Wie ich Ihnen bereits geſchrieben habe, wäre angeſichts 
der zahlreichen Veranſtaltungen, die hier ſtattfinden, 
die dieſer Tage auch ſonſt noch im Gange ſind und 
die ſich noch einige Wochen, wenn nicht Monate, hin⸗ 
ziehen, vor November kaum Zeit übrig geweſen, um 
einen mehrtägigen weſtpreußiſchen Städtetag nach Danzig 
zu berufen. Dazu kommt aber, daß, abgeſehen von 
der ſpäten Jahreszeit, im November wahrſcheinlich der 
preußiſche Städtetag, der bereits einige Jahre nicht ge⸗ 
tagt, berufen werden wird. Außerdem beginnen die 
Parlamente, was auch zu Schwierigkeiten führt, und 
habe ich mir in dieſer Not erlaubt, Sie etwas ſchnell 
und eilig auf heute hierher einzuberufen, in der An⸗ 


nahme, daß es einer Anzahl von Ihnen angenehm 
ſein wird, bei dieſer Gelegenheit ſich an den Ver— 
handlungen eines der bedeutendſten Kongreſſe, den wir 
in Deutſchland haben, des Deutſchen Vereins für 
öffentliche Geſundheitspflege, im Anſchluſſe an die Ber: 
handlungen des weſtpreußiſchen Städtetages beteiligen 
zu können. Ich habe unter dieſen Umſtänden, obgleich 
noch eine Anzahl anderer Sachen vorliegen, auch nur 
einen einzigen Gegenſtand, der allerdings von be— 
ſonderer Wichtigkeit iſt, auf die Tagesordnung geſetzt. 
Ich bitte meine Herren Kollegen vom Vorſtand und 
die Mitglieder deswegen um Entſchuldigung. Wir 
hoffen, uns im nächſten Jahre wieder arrangieren zu 
können, ſodaß wir uns mehr mit uns ſelbſt und 
unſeren Angelegenheiten beſchäftigen werden. 

Im übrigen kann ich nur ſehr empfehlen, an den 
Verhandlungen des Geſundheitspflege-Kongreſſes teil— 
zunehmen. Sie werden zugeben, meine Herren, daß 
die Gegenſtände, die morgen, übermorgen und am 
Freitag vom Deutſchen Verein für öffentliche Geſund— 
heitspflege behandelt werden, für uns alle ein mehr 
oder minder erhebliches Intereſſe haben, und daß es 
für uns hier im Oſten nur angenehm ſein kann, wenn 
wir an einer ſolchen Veranſtaltung teilnehmen können, 
an der doch Männer erſten Ranges auf dem Gebiete 
der Kommunalverwaltung und der Geſundheitspflege 
beteiligt ſind. 

Wie aus dem Ihnen zugeſchickten Programm er⸗ 
ſichtlich iſt, kann Jeder, der ſich für öffentliche Geſund— 
heitspflege intereſſiert, gegen einen Beitrag von 6 M. 
die Mitgliedſchaft erwerben und iſt dann vollberechtigtes 
Mitglied. Ich will aber bemerken, daß, wenn einzelnen 
der Herren dieſes Verfahren nicht konvenieren ſollte, 
den Delegierten des weſtpreußiſchen Städtetages die 
Teilnahme an den Verhandlungen vorausſichtlich auch 
geſtattet werden wird, ohne daß ſie Mitglieder werden. 
Da ich aber im Intereſſe des Vereins für öffentliche 
Geſundheitspflege den Wunſch haben muß, recht viele 
Mitglieder zu haben, ſo möchte ich Ihnen empfehlen, 
durch einen Beitrag von 6 M. Mitglied des erwähnten 
Vereins zu werden. Die Mitgliederliſte liegt hier aus 


und wollen die Herren, die Mitglieder zu werden 
wünſchen, ſich hier eintragen. 

Meine Herren! Ich weiß nicht, ob über die 
Frage bezüglich meiner Vergehung gegen die Form das 
Wort gewünſcht wird, ob Sie jetzt mit mir Abrechnung 
halten wollen, oder ob Sie mir Ihre gütige nach— 
trägliche Genehmigung geben. 

(Widerſpruch wird nicht erhoben). 

Da kein Widerſpruch erfolgt iſt, darf ich alſo 
annehmen, daß Sie einverſtanden ſind. Ich bitte ſo— 
dann die Herren des Vorſtandes neben mir Platz zu 
nehmen. Es kommen hierbei folgende Herren in Be— 
tracht: 

ſtellvertretender Stadtverordnetenvorſteher 
Münſterberg-Danzig, 
Stadtverordnetenvorſteher Mehrlein— 
Graudenz, 
Bürgermeiſter Hartwig -Culmſee, 
Bürgermeiſter Müller-Dt. Krone. 

Das iſt geſchehen und damit iſt das Bureau 
konſtituiert. 

Indem ich Sie alle, m. H., nun namens der 
Stadt Danzig herzlich willkommen heiße, bitte ich da— 
von Kenntnis zu nehmen, daß wir, damit Sie 
während der Beratungen nicht zu elend 
werden, uns erlaubt haben, in den Nebenräumen 
ein kleines Frühſtück zu ſervieren, wovon Sie bitte 
Gebrauch machen wollen. Wie ſie ferner aus dem 
Programm zu erſehen belieben, iſt nach Schluß unſerer 
Verhandlungen ein gemeinſames Mittageſſen beſchloſſen, 
wozu Sie hiermit eingeladen werden. Auch wollen 
Sie die Freundlichkeit haben, ſich an dem am Donners- 
tag Abend im Franziskanerkloſter zugleich für den 
Geſundheitspflege-Kongreß ſtattfindenden Feſtabend zu 
beteiligen, wozu ich Sie ebenfalls namens der Stadt 
Danzig ergebenſt einlade. 

Gleichzeitig mache ich darauf aufmerkſam, daß 
hier eine Anzahl Druckſachen ausliegen, darunter ver— 
ſchiedene Protokolle anderer Provinzialſtädtetage, ferner 
ein grünes Buch über Danzig mit Aufſätzen über die 
öffentlichen Einrichtungen und Inſtitute von Danzig 
und ein kleiner illuſtrierter Führer durch Danzig und‘ 
Umgegend, und bitte ich Sie, ſich der Druckſachen zu 
bedienen, wenn Sie ſie zu haben wünſchen. 

Meine Herren, damit ſind unſere formellen 
Sachen vorläufig erledigt. Zur Neuwahl des Vor— 
ſtandes und des neuen Verſammlungsortes werden 
wir zum Schluß der Verhandlung kommen. 


Bevor wir aber in unſere Verhandlungen ein— 
treten, möchte ich Sie nach alter Gepflogenheit bitten, 
Ihre Augen auf unſern Monarchen zu richten, unter 
deſſen Schutz und, wie wir wiſſen, unter deſſen leb⸗ 
hafter Teilnahme wir alle, die wir am Wohle der 
Gemeinde und des Staates arbeiten, wirken. Ich 
bitte Sie in gleicher Weiſe, wie dies in jedem Jahre 
geſchehen iſt, Sr. Majeſtät telegraphiſch unſern ehr⸗ 
furchtsvollen Gruß darzubringen und auch zugleich 
des freudigen Ereigniſſes zu gedenken, das der kaiſer⸗ 
lichen Familie und damit unſerm ganzen Volk zuteil 
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geworden iſt. Ich würde vorſchlagen, an Se. Majeſtät 
folgendes Telegramm zu richten: 

An Seine Majeſtät, den Kaiſer und König. 

Die in Danzig verſammelten Vertreter der 
weſtpreußiſchen Städte ſenden Euer Majeſtät in 

Treue und Liebe ehrfurchtsvollen Gruß und 

innigen Glückwunſch zur Verlobung Seiner 

Kaiſerlichen Hoheit des Kronprinzen. 

Der Weſtpreußiſche Städtetag. 
Ehlers, Oberbürgermeiſter. 

Ich nehme an, daß Sie mit dem Inhalt und 
der Abſendung dieſes Telegramms einverſtanden ſind.“) 

Meine Herren! Geben wir auch hier dem Gefühl. 
der Liebe und Dankbarkeit Ausdruck, erheben wir uns 
von unſeren Plätzen und rufen: Unſer allergnädigſter 
Kaiſer, König und Herr, er lebe hoch! hoch! hoch! 
(Die Anweſenden haben ſich von ihren Plätzen erhoben 
und ſtimmen kräftig in den Ruf ein). 

Meine Herren! Als einzigen Gegenſtand unſerer 
heutigen Verhandlungen habe ich mir erlaubt, auf die 
Tagesordnung eine Beſprechung des Entwurfes eines 
preußiſchen Geſetzes zur Verbeſſerung der Wohnungs- 
verhältniſſe zu ſetzen. Dieſer Entwurf iſt vor einiger 
Zeit durch den Staatsanzeiger veröffentlicht worden. 
Wie ich bereits erwähnte, handelt es ſich hier um 
einen ungemein wichtigen Gegenſtand. Die Wohnungs- 
frage iſt ja zweifellos eine der wichtigſten Fragen, die 
uns beſchäftigen kann. Es kommt aber andererſeits 
in Betracht, ob, abgeſehen von der vielleicht ganz zu— 
treffenden Kritik der Wohnungsverhältniſſe und dem 
mehr oder minder auftretenden dringenden Wunſche, 
hier Abhilfe zu ſchaffen, die Wege dazu vorgeſchlagen 
werden, welche richtig ſind und vor allem zu dem ge— 
wünſchten Ziele führen. Ich will hier auf eine Kritik 
vorläufig nicht eingehen; ich will nur bemerken, daß 
ich mich des Gefühls nicht ganz entſchlagen kann, als 
ob man in der Abſicht, die Dinge zu beſſern, ſehr oft 
die zur Verfügung ſtehenden Mittel überſchätzt, wie 
man auch die Gefahren überſieht, welche ſich auf dieſem 
Wege entgegenſtellen. Es erſcheint mir namentlich 
fraglich, ob man lediglich durch den Entwurf eines 
Geſetzes und durch die heute jo ſehr beliebte Mit— 
wirkung der Polizei das erreichen wird, was man 
eigentlich erreichen will. Es handelt ſich um ein Geſetz 
der ſozialen Geſetzgebung, das ungeheuer ſchwierig iſt, 
und deſſen Löſung eine unendliche Geduld erfordert. 
Es iſt deshalb wünſchenswert, daß wir uns auch im 
weſtpreußiſchen Städtetag mit dieſem Entwurf be— 
ſchäftigen. Eine Erörterung hier wird freilich wohl 
nicht zu dem Ergebnis führen können, daß die Ver⸗ 
ſammlung zu einer umfaſſenden und abſchließenden 


*) Auf dieſes Telegramm lief am 15. September 1904 
folgende Drahtanwort ein: 
Oberbürgermeiſter Ehlers, 
Danzig. 
Empfangen Sie und die übrigen Mitglieder des 
weſtpreußiſchen Städtetages für die freundlichen Glück⸗ 
wünſche zur Verlobung Meines Sohnes, des Kronprinzen, 


Meinen wärmſten Dank. 
Wilhelm R. 


Stellungnahme gelangt, die Materie iſt doch zu ſchwierig 
und vielſeitig, als daß man ſich in einem Tage darüber 
ſchlüſſig machen könnte. Für mich würde es ſich nur 
darum handeln, daß durch die Debatte Anregungen 
gegeben würden, nach denen dann die Beteiligten ſich 
weiter mit dieſer Frage beſchäftigen können. Ich habe 
zunächſt einige Herren gebeten, durch ein einleitendes 
Referat die Beſprechung zu eröffnen und würde es 
für wünſchenswert halten, daß dann jeder ſeine 
Anſchauungen friſch und fröhlich zum Ausdruck bringt. 
Ich erteile zunächſt Herrn Stadtrat Goeritz aus Danzig 
das Wort: 

Stadtrat Goeritz: Meine Herren! Mit dem Herrn 
Correferenten Herrn Stadtrat Mitzlaff habe ich mich 
dahin geeinigt, daß ich Ihnen über die z erſten Artikel 
des vorliegenden Geſetzentwurfs berichte, während Herr 
Stadtrat Mitzlaff Ihnen über den Inhalt und die 
Tragweite der Art. 4 und 5 des Geſetzentwurfs 
referteren wird. 

Ehe ich mich den einzelnen Beſtimmungen des Ge— 
ſetzentwurfs zuwende, wird es notwendig, ein paar 
allgemeine Worte über die Vorausſetzungen, von 
welchen der Entwurf ausgeht, vorher zu ſchicken. 
Ich kann mich dabei kurz faſſen, da dieſe allgemeinen 
Geſichtspunkte wirtſchaftlicher Natur in den Motiven, 
die Jedem von Ihnen gedruckt vorliegen, ſehr eingehend 
erörtert ſind und da überdies auch bei Erörterung 
der Einzelbeſtimmungen ſich Gelegenheit bieten wird, 
auf die prinzipiellen Geſichtspunkte zurückzukommen. 

Bekanntlich hat die Staatsregierung, welche ſeit 
mehreren Jahren der Geſtaltung der Wohnungsver— 
hältniſſe, namentlich in den Induſtriegegenden, erhöhte 
Aufmerkſamkeit zuwendet, vor einigen Jahren über den 
tatſächlichen Stand der Dinge eingehende Erhebungen 
veranſtaltet. 

Das Ergebnis dieſer Enqueten und wohnungs— 
ſtatiſtiſchen Aufnahmen iſt von dem Kgl. ſtatiſt. Bureau 
verarbeitet und findet in den dem Geſetzentwurf beige— 
fügten Motiven eine eingehende Würdigung. Die 
Motive kommen dabei zu dem Ergebnis, daß 

„nach den vorliegenden ſtatiſtiſchen und ſonſtigen 
Ermittelungen nicht wohl bezweifelt werden kann, 
daß in dem Wohnweſen weiter Bevölkerungs— 
kreiſe und zwar nicht nur in den Großſtädten 
und Induſtriebezirken, ſondern vielfach auch 
außerhalb der letzteren in den mittleren und 
kleineren Gemeinden erhebliche Mißſtände herrſchen, 
die zum weſentlichen Teile dauernder Natur ſind. 
Von den kleineren Gemeinden kommen hier vor— 
nehmlich die Vorortgemeinden größerer Städte 
in Betracht, doch finden ſich ungenügende Woh— 
nungsverhältniſſe nach den Berichten der Ne- 
gierungspräſidenten zum Teil auch in kleinen 
Landſtädten mit weſentlich gleichbleibender Be— 
völkerungsziffer. 

Die Wohnungszuſtände ſind nicht nur dort 
ungenügend, wo abſoluter Wohnungsmangel 
herrſcht, ſo daß Obdachloſigkeit für weitere Kreiſe 
und auch für wirtſchaftlich tüchtige Perſonen 


eintritt. Sie müſſen nicht minder auch in allen 


denjenigen Fällen als unbefriedigend angeſehen 
werden, wo das Verhältnis der leerſtehenden zu 
der Zahl der überhaupt vorhandenen Klein— 
wohnungen in einer Gemeinde unter ein gewiſſes 
Mindeſtmaß herabgeſunken iſt. Eine regelrechte 
Befriedigung des Wohnungsbedürfniſſes erſcheint 
hier ausgeſchloſſen, während zugleich dauernd die 
Gefahr beſteht, daß Wohnungsnot in ihrer 
ſchärfſten, bis zur Obdachloſigkeit geſteigerten 
Form eintritt. Ernſte Mißſtände liegen ferner 
überall dort vor, wo die Mietpreiſe der Klein— 
wohnungen zu dem Einkommen der lohnarbeitenden 
Klaſſen außer Verhältnis ſtehen und ſich ein er— 
heblicher Teil der Bevölkerung mit Wohnräumen 
begnügen muß, die aufs äußerſte beſchränkt und 
von einer ſehr großen Perſonenzahl bewohnt 
ſind, zumal wenn in weitgehendem Maße in 
den Wohnungen fremde, nicht zur Familie ge— 
hörige Perſonen untergebracht ſind. Ungünſtige 
Zuſtände herrſchen endlich auch dort, wo die 
Wohnungen zu einem erheblichen Teile wegen 
ihrer Lage oder ihrer baulichen Beſchaffenheit 
unbefriedigend erſcheinen.“ 
Die Begründung führt dann weiter mit reichem 
Tabellemmaterial aus, daß tatſächlich in allen dieſen 
Beziehungen erhebliche Mißſtände in preußiſchen 
Städten beſtänden. Auch unſere Stadt Danzig ſpielt 
dabei mit den durch die Enquste von 1899 und 1900 
ermittelten Zahlen eine nicht ſehr günſtige Rolle. 
Von den geſchilderten Mißſtänden wird ſich nichts 
wegleugnen laſſen. Wenn auch in den letzten 4 bis 5 
Jahren die Zuſtände in mancher Stadt und 
namentlich auch bei uns — dank einer regen Privat— 
bautätigkeit und dank dem Wirken zahlreicher Bau— 
genoſſenſchaften ſich weſentlich gebeſſert haben, ſo wird 
man doch nicht beſtreiten können, daß auf dem Gebiete 
des Wohnungsweſens hier und in zahlreichen anderen 
Städten noch viel zu beſſern iſt. 
Die Begründung unterſucht dann die Urſache der 
tatſächlich konſtatierten Mißſtände und führt die dar— 
gelegten Mißſtände im weſentlichen darauf zurück, daß 
„faſt allgemein in den größeren Städten und 
vielfach auch in den mittleren und kleineren Ge— 
meinden die Herſtellung kleiner geſunder Wohnungen 
dauernd hinter dem Bedürfniſſe zurückbleibt, 
während zugleich ältere Häuſer, in denen bisher 
minderbemittelte Familien zu angemeſſenen Miet⸗ 
preiſen ein leidliches Unterkommen fanden, beſeitigt 
werden, und daß infolge des unzureichenden An— 
gebots an kleinen Wohnungen, wie namentlich 
auch der durch eine ungeſunde Spekulation viel— 
fach übermäßig geſteigerten Bodenpreiſe der Preis 
dieſer Wohnungen außer Verhältnis zu dem 
Einkommen der minderbemittelten Bevölkerungs- 
kreiſe ſteht. Dieſe ſind daher genötigt, entweder 
bei der Befriedigung des Wohnungsbedürfniſſes 
auf das denkbar beſcheidenſte Maß hinabzugehen 
und neben geſundheitlich bedenklichen Wohnungen 
beſonders häufig mit ungenügenden Teilwohnungen, 
die des erforderlichen Abſchluſſes gegen andere 
3 


Wohnungen entbehren, vorlieb zu nehmen oder 
größere und teurere Wohnungen ſelbſt auf die 
Gefahr hin zu mieten, daß Ausfälle bei der 
Weitervermietung zu ſchweren wirtſchaftlichen 
Schädigungen des Mieters führen. Überfüllung 
der Wohnungen und eine ungeſunde Entwickelung 
des Abmieter-, Einlieger- und Schlafgängerweſens, 
mangelnde Inſtandhaltung der Wohnungen durch 
den Vermieter und weitgehende Verſchiebungen 
des Mietvertragsrechts zu Ungunſten der Mieter 
ſowie ein häufiger Wohnungswechſel namentlich 
der kinderreichen Familien ſind die ſtändigen 
Begleiterſcheinungen dieſes Mangels an kleinen, 
geſunden und billigen Wohnungen. 

Neben dem Wohnungsmangel beeinflußt an 
zahlreichen Orten, und zwar nicht nur in den 
größeren Städten und ihrer Umgebung, ſondern 
zum Teil bereits ſelbſt in den kleineren Städten 
und den Induſtriedörfern, hauptſächlich auch der 
Umſtand die Wohnungsverhältniſſe in ungünſtiger 
Weiſe, daß in zunehmendem Maße über das durch 
den Stand der Bodenpreiſe gerechtfertigte Maß 
hinaus Wohnhäuſer mit vier und mehr Stock— 


werken errichtet werden, wodurch — auch ab— 
geſehen von der Rückwirkung auf die Steigerung 
der Bodenpreiſe — ein wachſender Teil der 


ärmeren Bevölkerung auf unerwünſcht hoch ge— 
legene Wohnungen verwieſen wird. Am nach— 
teiligſten ſind die Folgen dieſer Entwickelung dort, 
wo ſolche Häuſer mehrere Quergebäude und 
Seitenflügel erhalten, ſo daß zugleich eine erheb— 
liche Zahl von licht- und luftarmen Hinter- und 
Seitenwohnungen entſteht.“ 


Auch dieſen Ausführungen wird man im weſentlichen 
beipflichten können. 

Die Aufgaben, welche die Staatsregierung angeſichts 
der vorhandenen Mißſtände vorfindet, laſſen ſich dahin 
formulieren: 

1. es muß einerſeits auf eine Vermehrung geſunder 
Kleinwohnungshäuſer und auf eine Verbilligung 
des Bauens und damit der Wohnungen hin— 
gewirkt werden, 

Jes muß andererſeits darauf hingewirkt werden, 
daß ungeſunde und mangelhafte Wohnungen nicht 
benutzt werden bezw. daß an ſich einwandfreie 
Wohnungen nicht in unhygieniſcher Weiſe benutzt 
werden. 

Beide Aufgaben erfordern nicht unbedingt ein geſetz— 
geberiſches Eingreifen. 

Die Motive führen ſelbſt an, daß ſich viel auch im 
Wege der Selbſthilfe und im Verwaltungswege erreichen 
laſſe. Immerhin ſind ſie der Anſicht, daß ein voller 
Erfolg nur von einem umfaſſenden geſetzgeberiſchen 
Eingreifen zu hoffen ſei. Den erſten Schritt auf dieſem 
Wege ſtellt der vorliegende Geſetzentwurf dar 

M. H.! Es kann hier nicht meine Aufgabe ſein, zu 
unterſuchen, in wie weit überhaupt ein geſetzgeberiſches 
Eingreifen auf dem Gebiete der Wohnungsfrage möglich 
und nützlich iſt. 
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Ich müßte Ihnen alsdann einen eingehenden Bor: 
trag über die Wohnungsfrage halten und Ihnen ein 
umfaſſendes wohnungsreſormatoriſches Programm unter— 
breiten. Das würde aber über unſer heutiges Thema 
hinausgehen, denn ich habe Ihnen nicht über die Löſung 
der Wohnungsfrage vorzutragen, ſondern nur zu be— 
richten, welchen Löſungsverſuch die preußiſche Staats- 
regierung vorſchlägt und welche Tragweite dieſe Vorſchläge 
für die Gemeinden haben. 

Der vorliegende Geſetzentwurf der den Namen: 
„Entwurf eines preußiſchen Geſetzes zur 
Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe“ 

führt, zerfällt äußerlich betrachtet, in 6 Artikel; dieſe 
zerfallen wieder in eine größere oder kleinere Anzahl 
von Paragraphen. 

Die Artikel laſſen ſich inſofern gruppieren, als: 

die Artikel 1 bis 3 die Maßnahmen zur Schaffung 
vermehrter, geſunderer und billigerer Wohn— 
gelegenheit; 

die Artikel 4 und 5 die Maßnahmen zur Be— 
kämpfung der ungeſunden Wohnungen 

behandelt. 

Artikel 6 trifft einige allgemeine und für die 
Übergangszeit beſtimmte Anordnungen. 

Die in den Artikeln 1 bis 3 behandelten Maß— 
nahmen zur Beſchaffung vermehrter, geſunderer und 
billigerer Wohngelegenheit beſtehen in der Hauptſache 
aus Abäuderungs- bezw. Ergänzungsvorſchlägen zum 
Fluchtliniengeſetze und zum Kommunalabgabengeſetze. 

Artikel 2 ergänzt die bisher das Polizeiverordnungs— 
recht regelnden Vorſchriften des Polizeiverwaltungs— 
geſetzes vom 11. März 1850. 

Mit dieſen Artikeln werden wir uns nun im 
einzelnen zu beſchäftigen haben. 

Artikel 1 des Geſetzentwurfs bringt eine Reihe 
von Abänderungen und Zuſätzen zu dem Geſetze, betr. 
die Anlegung und Veränderung von Straßen und 
Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften vom 
2. Juli 1875. 

Dieſes Geſetz, — das ſogen. Fluchtliniengeſetz — 
regelt bekanntlich 

1. nach welchen Grundſätzen, in welchem Verfahren 

und zu welcher Zeit Fluchtlinien feſtzuſetzen 
ſind und 

welche Wirkungen ſich an die Fluchtlinienfeſtſetzung 
bezw. den Ausbau neuer Straßen knüpfen. 

In beiden Beziehungen ſieht der Geſetzentwurf 
Anderungen vor. 

Betrachten wir zunächſt die Anderungen, welche der 
Entwurf hinſichtlich der Vorſchriften über die Flucht: 
linienfeſtſetzung ſelbſt vorſieht. 

Sie beziehen ſich teils auf die bei der Fluchtlinien⸗ 
feſtſetzung zu beobachtenden materiellen Grundſätze, teils 
auf das formelle Verfahren bei der Feſtſetzung von 
Fluchtlinien. 

Die materiellen Grundſätze ſpricht bisher § 3 des 
Geſetzes wie folgt aus: 

„Bei Feſtſetzung der Fluchtlinien iſt auf 
Förderung des Verkehrs, der Feuerſicherheit und 


— || — 


— 11 


der öffentlichen Geſundheit Bedacht zu nehmen, 
auch darauf zu halten, daß eine Verunſtaltung 
der Straßen und Plätze nicht eintritt. 

Es iſt deshalb für die Herſtellung einer ge⸗ 
nügenden Breite der Straßen und einer guten 
Verbindung der neuen Bauanlagen mit den bereits 
beſtehenden Sorge zu tragen.“ 

Daß dabei auch Vorgärten vorgeſchrieben werden 
können, beſtimmt § 1 Abſ. 4, welcher lautet: 


„Die Straßenfluchtlinien bilden regelmäßig zu⸗ 
gleich die Baufluchtlinien, das heißt die Grenzen, 
über welche hinaus die Bebauung ausgeſchloſſen 
iſt. Aus beſonderen Gründen kann aber eine 
von der Straßenfluchtlinie verſchiedene, jedoch in 
der Regel höchſtens 3 Meter von dieſer zurück⸗ 
weichende Baufluchtlinie feſtgeſetzt werden.“ 

Beide SS ſollen abgeändert werden. $ 3 erhält 
den Zuſatz: 

„Zu den bei der Feſtſetzung wahrzunehmenden 
Rückſichten gehört ferner die Rückſicht auf das 
Wohnungsbedürfnis. 

Desgleichen iſt darauf Bedacht zu nehmen, 
daß in ausgiebiger Zahl und Größe Plätze (auch 
Gartenanlagen, Spiel- und Erholungsplätze) vor⸗ 
geſehen, daß für Wohnzwecke Baublöcke von 
angemeſſener Tiefe entſprechend dem verſchieden— 
artigen Wohnungsbedürfnis auch Straßen von 
geringerer Breite geſchaffen und daß durch die 
Feſtſetzung Baugelände entſprechend dem Woh— 
nungsbedürfniſſe der Bebauung erſchloſſen wird.“ 

Der zweite Satz des Abſ. 4 des § 1 ſoll folgenden 
Wortlaut erhalten: 

„Aus beſonderen Gründen kann aber eine 
hinter die Straßenfluchtlinie zurückweichende 
Baufluchtlinie feſtgeſetzt werden.“ 

Um die letztere Anderung zuerſt zu erledigen, jo wird 
gegen den Fortfall der Normalvorgärtentiefe von 3 m 
nichts einzuwenden ſein. Schon jetzt bilden Vorgärten 
von nur 3 m Tiefe in vielen Städten die Ausnahme. 
In manchen Städten wird grundſätzlich nicht unter 
eine Tiefe von 5 m heruntergegangen, weil erſt bei 
ſolcher Tiefe ſich gärtneriſch etwas mit dem Vorgarten 
anfangen läßt. 

Ebenſowenig wird ſich gegen die Zuſätze zu dem 
S 3, in ſoweit fie ein allgemeines Programm für die 
Ausarbeitung von Bebauungsplänen enthalten, etwas 
einwenden laſſen. 


Daß man bei Bebauungsplänen auf das Wohnungs- 
bedürfnis Rückſicht zu nehmen hat, iſt ſelbſtverſtändlich 
und folgt ſchon aus dem Worte Bebauungsplan und 
Baufluchtlinien. Die „projektierten“ Straßen dienen 
doch ganz überwiegend dem Anbau — und in erſter 
Linie dem Anbau von Wohnhäuſern. Demgemäß iſt 
ſchon bisher bei der Feſtſtellung des für die Kanaliſation 
der Wohnbauten wichtigen Straßenniveaus und bei der 
für die Licht- und Luftverhältniſſe der Wohnbauten 
erheblichen Situierung der Straßen wohl überall und 
ſtets die Rückſicht auf das Wohnungsbedürfnis geübt 
worden. Wenn in dieſer Hinſicht hier und da Miß⸗ 


griffe vorgekommen ſind, hat das wohl an dem Mangel 
an der nötigen Erfahrung und an dem Mangel tüchtiger 
Beamten gelegen. An dem Mangel an einer geſetzlichen 
Beſtimmung hat es gewiß nicht gelegen. 

Ebenſo iſt gegen die Beſtimmung, daß bei der 
Feſtſetzung der Straßenbreiten mehr, als es vielfach 
bisher geſchehen iſt, zwiſchen Wohnſtraßen und Verkehrs- 
ſtraßen zu ſcheiden iſt, nichts einzuwenden. Durch die 
Feſtſetzung ſchmaler Wohnſtraßen kann weſentlich an 
den Straßenkoſten geſpart werden. Es werden dadurch 
die Anlieger weniger belaſtet, während für Luft und 
Licht durch Vorgärten zu beiden Seiten der Straße 
geſorgt werden kann. Auch für die Gemeinden ſind 
die ſchmalen Straßen vorteilhafter, da ſie geringere 
Unterhaltungskoſten, Straßenreinigungsfoften pp. vers 
urſachen. 

Auch gegen kleine Baublöcken wird, da ſie das 
Unweſen der Seiten- und Hinterhäuſer unmöglich machen, 
grundſätzlich nichts einzuwenden ſein. 

Weniger einwandfrei iſt aber die Beſtimmung, daß 
in ausgiebiger Zahl und Größe Plätze und evtl. auch 
Gartenanlagen pp. vorzuſehen ſeien. Dies Poſtulat 
iſt zweifellos ideal! Aber es iſt zu fürchten, daß wenige 
Kommunen finanziell ſtark genug ſein werden, um in 
ausgiebiger Weiſe — das heißt wohl in einer über 
das unbedingt nötige Maß hinausgehenden Weiſe — 
Plätze, Erholungsparks pp. anzulegen. Solche Anlagen 
koſten ſehr viel Geld. Woher die Kommunen das Geld 
dazu hernehmen ſollen, darüber ſchweigen Geſetzentwurf 
und Begründung ſich aus. Auf Grund des § 15 des 
Fluchtliniengeſetzes können die Anlieger höchſtens für 
eine Straßenbreite von 13 m herangezogen werden. 

Sollen etwa die an den Plätzen und Parkanlagen 
intereſſierten Haus- und Grundbeſitzer auf Grund des 
S 9 des Kommunalabgabengeſetzes zu Beiträgen bis 
zu 75% der Koſten herangezogen oder ſollen ſie ge— 
mäß 820 mehrbelaſtet werden? Oder ſollen die often 
auf die Realſteuern insbeſondere auf die Grundſteuern 
gelegt werden? 

Alle dieſe Fragen werden um ſo bedeutſamer, da, 
wie ich ſpäter auszuführen haben werde, der Geſetz— 
entwurf auch ſonſt eine erheblich ſtärkere Anſpannung 
der Realſteuern beabſichtigt. 

Dieſe finanziellen Beſorgniſſe bekommen ein noch 
bedenklicheres Geſicht, wenn wir aus dem Geſetzent— 
wurf erſehen, daß die Beſchwerdeinſtanzen, welche da— 
rüber zu entſcheiden haben, ob die programmatiſchen 
Grundſätze des S 3 beobachtet find, künftig andere 
als bisher ſein ſollen. Bisher entſchied, wenn ſich 
die Kommunen mit der Polizeiverwaltung über die 
Feſtſetzung der Bebauungspläne nicht einigen konnten 


oder wenn Einſprüche gegen die Pläne von Dritten 
erhoben wurden, 


a) in Städten, die zu Landkreiſen gehören und 
nicht mehr als 10000 Einwohner haben, der 
Kreisausſchuß, in zweiter Inſtanz der Bezirks⸗ 
Ausſchuß, 

b) in allen größeren Städten erſtinſtanzlich der Be- 
zirksausſchuß, zweitinſtanzlich der Provinzialrat. 
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Künftig ſoll, wie Art. 6 8 1 des Geſetzentwurfs 
beſtimmt, bei Städten über 10000 Einwohnern die 
weitere Beſchwerde nicht mehr an den Provinzialrat, 
ſondern an die Herren Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
und des Innern gehen. 


M. H. Die bisherige Regelung des Beſchwerde— 
weges hatte für die Städte über 10000 Einwohner — 
und um dieſe wird es ſich bei Anforderungen hinſicht— 
lich der Anlage von Plätzen, Parks ꝛc. fait ausſchließ— 
lich handeln — einen ſehr erheblichen Wert. Sie 
durften grade bei dem Provinzialrat eine verſtändnis— 
volle Würdigung ihrer kommunalen Projekte und ihrer 
finanziellen Beſchwerden erhoffen, da dieſe Behörde 
ſelbſt aus einem Selbſtverwaltungskörper hervorge— 
gangen iſt, alſo an eigenem Leibe die Schwierigkeiten 
und Beſchwerden der Selbſtverwaltung erfahren hat. 
In der Tat haben die Städte auch vielfach ſchon bei 
bisherigen Differenzen grade bei dem Provinzialrate 
ihr Recht und die Anerkennung ihrer Geſichtspunkte 
gefunden. Künftig ſollen nun weſentlich ſtaatliche 
Organe über die Beſchwerden entſcheiden. Ob bei 
ihnen, insbeſondere bei der Miniſterialinſtanz die Städte 
eine ebenſolche Anerkennung ihres Selbſtbeſtimmungs— 
rechts und eine ebenſo wohlwollende Prüfung ihrer 
Leiſtungsfähigkeit finden werden, dürfte nicht ganz 
ſicher ſein. 

Die Begründung motiviert die Anderung des 
Inſtanzenzuges damit, daß „die Bedeutung der hier 
zur Entſcheidung kommenden Fragen eine einheitliche 
Behandlung für den ganzen Umfang des Staatsgebiets 
erforderlich erſcheinen laſſe“. Der Geſetzentwurf wünſcht 
alſo eine möglichſt einheitliche Behandlung für den ganzen 
Staat. Man ſollte meinen, daß bei den in den verſchiedenen 
Landesteilen ſo außerordentlich verſchiedenen Verhält— 
niſſen grade eine möglichſte Judividualiſierung und 
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Würdigung der jedesmal verjchiedenen Verhältniſſe 
mehr am Platze wäre als eine Schematiſierung vom 
grünen Tiſche. Und man ſollte meinen, daß für eine 
ſolche individualiſierende Behandlung grade die Pro— 
vinzialräte mit den Herren Oberpräſidenten an der 
Spitze grade die berufenſten Organe ſeien. 

Es kommt dazu noch ein Weiteres! 

Schon bisher haben die Städte oft und bitter 
darüber Klage geführt, daß der Herr Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten bei Eiſenbahubauprojekten allzuſehr 
den eiſenbahnfiskaliſchen Standpunkt wahre und wenig 
Entgegenkommen für den durchaus berechtigten Wunſch 
der Gemeinden beweiſe, daß auch ihre durch den Eiſen— 
bahnbau weſentlich berührten Intereſſen z. B. hinſicht⸗ 
lich der Anlage von Wegüberführungen bezw. Tunnel— 
anlagen berückſichtigt würden. Eine Berückſichtigung 
wurde regelmäßig nur zugeſtanden, wenn die Gemeinden 
ihrerſeits erhebliche Zuſchüſſe und Opfer brachten. 


M. H. Auch bei der Feſtſetzung von Fluchtlinien 
kollidieren nicht ſelten die kommunalen und die eiſen⸗ 
bahnfiskaliſchen Intereſſen. Kann es da angemeſſen 
erſcheinen, grade den Herrn Eiſenbahnminiſter zur 
höchſten Beſchwerdeinſtanz zu machen? Iſt es ſicher, 
daß von den beiden Seelen in ſeiner Bruſt ſtets die 


kommunal intereſſierte über die eiſenbahnfiskaliſche den 
Sieg davon tragen wird? 

Man wird alſo nur wünſchen können, daß es bei 
dem bisherigen Inſtanzenzuge verbleibt. 

M. H. Wir haben geſehen, welche Bedeutung und 
Tragweite die Vorſchriften des Geſetzes über die bei 
der Fluchtlinienfeſtſetzung zu beobachtenden Geſichts— 
punkte im Hinblick auf die Anderung des Inſtanzen— 
zuges haben. 

Wir kommen nun zu denjenigen Vorſchriften des 
Baufl.⸗Geſetzes, welche das formelle Feſtſetzungsver- 
fahren und insbeſondere den Zeitpunkt der Fluchtlinien⸗ 
feſtſetzung betreffen. 

Der Regelfall iſt, daß die ſtädtiſchen Behörden — 
Magiſtrat und Stadtverordneten-Verſammlung — den 
Fluchtlinienplan nach reiflicher Vorbereitung in den 
Deputationen beſchließen, daß der Plan ſodann der 
Polizei-Verwaltung überſendet wird, und daß dieſe 
ihre Zuſtimmung erteilt bezw. nicht erteilt. 

Der Auſtoß geht alſo regelmäßig von den Kom— 
munalbehörden aus. 

Schon bisher war aber die Polizeiverwaltung be— 
rechtigt, ihrerſeits die Initiative zu ergreifen. 

8 1 bj. 2 des Geſetzes beſagte darüber: 

„Die Ortspolizeibehörde kann die Feſtſetzung. 
von Fluchtlinien verlangen, wenn die von ihr 
wahrzunehmenden polizeilichen Rückſichten die 
Feſtſetzung fordern.“ : 

Der Nachdruck fällt auf die Worte 

„wenn die von ihr wahrzunehmenden polizei 
lichen Rückſichten die Feſtſetzung fordern.“ 

Von den polizeilichen Rückſichten konute regelmäßig 
nur die Rückſicht auf das Verkehrsintereſſe in Frage 
kommen. 

Lediglich aus wegepolizeilichen Gründen, insbeſondere 
aus dem Verkehrsintereſſe heraus iſt daher bisher hin 
und wieder von den Polizeiverwaltungen die Initiative 
zur Feſtſetzung von Fluchtlinien ergriffen. 

Künftig ſollen nun die Befugniſſe der Polizeiver— 
waltung erheblich geſteigert werden. Sie ſoll be— 
rechtigt ſein, nicht nur aus polizeilichen Intereſſen die 
Fluchtlinien⸗Feſtſetzung verlangen dürfen, ſondern auch 
dann, 

„wenn die von ihr nach § 3 wahrzunehmenden 
Rückſichten, alſo insbeſondere die Rückſicht auf 
das Wohnungsbedürfnis die Feſtſetzung fordern.“ 

Die Polizei ſoll künftig ferner auch zum Zwecke 
ausgiebiger Platz- und Parkanlagen die Fluchtlinien⸗ 
feſtſetzung fordern dürfen. 

Die Begründung motiviert dieſe einſchneidende Er— 
weiterung der polizeilichen Machtbefugniſſe damit, daß 
die Fluchtlinienfeſtſetzung als ein geeignetes Mittel 
erſcheine, um neues Baugelände der Bebauung zu 
erſchließen und der Bildung hoher Monopolpreiſe für 
den ſtädtiſchen Grund und Boden entgegenzuwirken, 
und iſt der Anficht, daß die Gemeinden unter dem 
Einfluß der Hausbeſitzermehrheit in den Stadtverord— 
neten⸗Verſammlungen vielfach viel zu wenig Fluchtlinien 
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feſtgeſetzt hätten, um künſtlich den Wert der inner— 
ſtädtiſchen Grundſtücke zu ſteigern. 

Iſt das nun tatſächlich der Fall? Bisher ſind 
umgekehrt nicht darüber Klagen laut geworden, daß 
zu wenig, ſondern daß zu viel Fluchtlinien feſtgeſetzt würden, 
daß die Fluchtlinienfeſtſetzung weit über das Bedürfnis 
der näheren Zukunft hinaus erfolge, nur um der 
Stadt für den ganzen noch nicht durch ausgebaute 
Straßen erſchloſſenen Stadtbezirk das Bauverbot des 
§ 12 des Fluchtliniengeſetzes zu ſichern. Fälle, in 
denen Städte die Fluchtlinienfeſtſetzung verweigerten, 
trotzdem ſich Unternehmer zum Straßenausbau bereit 
fanden, nur um den Wert des innerſtädtiſchen Bau— 
geländes zu ſteigern und eine Wohnungsnot künſtlich 
zu züchten, ſind wohl kaum je vorgekommen. 

Iſt hiernach ſchon die Vorausſetzung irrig, daß die 
Gemeinden zu wenig Bebauungspläne feſtſetzten, ſo iſt 
ferner auch der von der Staatsregierung mit der 
Geſetzesänderung bezweckte Erfolg überaus problematiſch. 
Nach der übereinſtimmenden Anſicht aller erfahrenen 
Kommunalpolitiker wird mit der Fluchtlinienfeſtſetzung 
das Baugelände nicht billiger, ſondern gerade umgekehrt 
teurer. Alsbald mit der Fluchtlinienfeſtſetzung ſetzt die 
Terrainſpekulation ein. Terrains, welche durch Flucht⸗ 
linienfeſtſetzung als künftiges Baugelände charakteriſiert 
ſind, werden höher beliehen. Das Bauterrain „wächſt“, 
wie der terminus technicus lautet, „ins Geld“. 

Daß dieſe Anſicht bis vor kurzem auch die preußiſche 
Staatsregierung geteilt hat, ergibt mit ſchlagender 
Deutlichkeit ein Geſetz, das Ihnen allen geläufig iſt, 
das K. Abg. G. 

Es ſagt im § 27, der von den Steuern vom 
Grundbeſitz handelt: 

Liegenſchaften, welche durch die Feſtſetzung 
von Baufluchtlinien in ihrem Werte erhöht worden 
ſind (Bauplätze), können nach Maßgabe dieſes 
höheren Wertes zu einer höheren Steuer als die 
übrigen Liegenſchaften herangezogen werden. 

Das Ergebnis meiner Ausführungen kann ich alſo 
dahin zuſammenfaſſen: 

daß die Erweiterung der polizeilichen Macht— 
befugniſſe weder notwendig iſt noch den be— 
abſichtigten Zweck erreicht. 

Sie kann aber auch direkt unheilvoll werden! 


M. H. Die Motive ſprechen nur von einer Er⸗ 
ſchließung neuen Baugeländes. Und auch die bisherige 
Kritik des Geſetzentwurfs, ſoweit fie mir bekannt ge— 
worden, behandelt nur dieſen Fall. So wie die geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen formuliert ſind, ſteht aber nichts 
im Wege, daß die Polizei zur Beſeitigung vorhandener 
Mißſtände auf dem Gebiete des Wohnungsweſens, alſo 
in „Rückſicht auf das Wohnungsbedürfnis“, auch dann 
die Fluchtlinienfeſtſetzung fördern könnte, wenn ſie damit 
die Wohnungsverhältniſſe in ungünſtigen, eng verbauten 
Stadtquartieren beſſern zu können glaubt. Um einen 
konkreten Fall zu konſtruieren: es würde z. B. der 
Herr Polizei-Präſident hier die Aufſchließung unſerer 
eng bebauten Altſtadt mit ihren vielen Winkelgäßchen 
und mangelhaften Wohnungen durch eine Anzahl breiter 


Straßen fordern können, wenn er glaubt, daß dadurch 
eine Beſſerung der Wohnungsverhältniſſe in dieſem 
Stadtteil zu erzielen iſt. 

Welche enormen Koſten durch eine ſolche polizeiliche 
Sanierungspolitik der Gemeinde aufgehalſt werden 
können, brauche ich nicht auseinanderzuſetzen. Die 
Koften wären um fo größer, als nach einer bisher noch 
nicht gedruckten, vor wenigen Monaten ergangenen 
Reichsgerichtscutſcheidung die Gemeinden verpflichtet 
ſind, im Falle des Abbruchs von Gebäuden, welche 
von einer Fluchtlinie betroffen werden, nicht nur, wie 
man bisher annahm, lediglich die abgeſchnittenen 
Vorlandparzellen, ſondern das ganze bebaute Grund— 
ſtück zu übernehmen und zu entſchädigen. 

Schließlich iſt auch bei dieſem Punkte bei der Er— 
weiterung der Befugniſſe der Polizeiverwaltung ebenſo 
wie bei der Erörterung des § 3 einzuwenden, daß der 
abgeänderte Inſtanzenzug: erſtinſtanzliche Entſcheidung 
des Bezirksausſchuſſes, zweit- und letztinſtanzliche Ent— 
ſcheidung der Miniſter den Gemeinden nicht die Gewähr 
bieten kann, daß ihre Intereſſen gegenüber den An— 
forderungen der Polizei in ausreichender Weiſe berück— 
ſichtigt würden werden. 

M. H. Während die bisher erörterten Geſetzes— 
änderungen ſich immerhin im Rahmen der bisherigen 
Beſtimmungen des Fluchtliniengeſetzes bewegten und 
nur als ein weiterer wenn auch durchaus nicht be— 
denkenfreier Ausbau der alten Beſtimmungen aufgefaßt 
werden können bringt der im Geſetzentwurf vorgeſchlagene 
neue § 14a ganz neue Beſtimmungen. Auch er be 
deutet eine Erweiterung der Machtbefugniſſe der Polizei. 

Während die Polizei nach dem geltenden Recht 
nur die Feſtſetzung von Fluchtlinien verlangen kann, 
ſoll fie künftig als wohnungsreformatoriſche Maßregel 
auch den Ausbau von Straßen verlangen dürfen. 

§ 14a beſtimmmt: 

Erfordert die von der Ortspolizeibehörde wahr— 
zunehmende Rückſicht auf das Wohnungsbedürfnis 
(S 3), daß Straßen oder Straßenteile, für die 
Fluchtlinien feſtgeſetzt ſind, als Ortsſtraßen fertige 
geſtellt werden, ſo kann die Ortspolizeibehörde 
unter Zuſtimmung derjenigen Behörde, welche die 
Aufſicht des Staats über die Verwaltung der 
Angelegenheiten der Gemeinde führt, die Fertig— 
ſtellung anordnen. 

Gegen die Anordnung der Ortspolizeibehörde 
finden die Rechtsmittel des § 56 des Geſetzes 
über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und 
Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 
(Geſetzſamml. S. 237) ſtatt. 

Zur Fertigſtellung und zur Unterhaltung dieſer 
Straßen oder Straßenteile als Ortsſtraßen iſt 
die Gemeinde öffentlichrechtlich verpflichtet. Dies 
gilt auch dann, wenn die Umwandlung ſchon 
beſtehender öffentlicher Wege, deren Unterhaltung 
bisher anderen Pflichtigen öffentlichrechtlich ob- 
gelegen hat, in Ortsſtraßen erfolgen ſoll. Wird 
davon eine Chauſſee (Kunſtſtraße) betroffen, ſo 
bedarf die Anordnung der Fertigſtellung der Zu⸗ 
ſtimmung der Chauſſeebaupolizeibehörde. Die bisher 
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zur Unterhaltung öffentlichrechtlich Verpflichteten 
haben der Gemeinde für die Übernahme der 
Unterhaltung nach billigem Ermeſſen Entſchädigung 
zu gewähren. Eine Entſchädigung wird nicht 
gewährt, ſoweit die Unterhaltung des Weges bisher 
den Beſitzern der angrenzenden Grundſtücke 
öffentlichrechtlich obgelegen hat. 


Streitigkeiten über die Entſchädigung werden 
im Verwaltungsſtreitverfahren entſchieden. Zu— 
ſtändig iſt in erſter Inſtanz der Kreisausſchuß, 
in Städten mit mehr als 10000 Einwohnern, 
und, ſofern es ſich um Chauſſeen handelt, oder 
ein Provinzialverband, Landeskommunal- oder 
Kreiskommunalverband als ſolcher, oder — in 
der Provinz Hannover — ein Wegeverband be— 
teiligt iſt, der Bezirksausſchuß. 


Unberührt bleiben die Vorſchriften in § 18 
Abſ. 4 des Geſetzes, betreffend die Ausführung 
der SS 5 und 6 des Geſetzes vom 30. April 1873 
wegen der Dotation der Provinzial- und Kreis— 
verbände, vom 8. Juli 1875 (Geſetzſamml. S. 497) 
ſowie die Vorſchriften über die öffentlichrechtliche 
Verpflichtung der Beſitzer der angrenzenden 
Grundſtücke zur Fertigſtellung und Unterhaltung 
der Bürgerſteige. 


Motiviert wird auch dieſe Erweiterung der polizei— 
lichen Machtbefugniſſe mit der Notwendigkeit, neues 
Baugelände aufzuſchließen und dadurch auf die Ver— 
billigung der Grund- und Bodenpreiſe und zuletzt auch 
der Wohnungen einzuwirken. 


Fragen wir auch hier zunächſt, ob die geſetzliche 
Maßnahme geeignet iſt, den beabſichtigten Erfolg her— 
beizuführen! Da ergibt ſich ſofort der Einwand, daß 
die Terrainſpekulanten, die bisher nicht geneigt waren, 
ihr Gelände durch Straßenanlage aufzuſchließen und 
zu verkaufen, auch nach dem Ausbau mit dem Gelände 
zurückhalten werden, um erſt eine ausreichende Steigerung 
des Bodenwertes abzuwarten. Und dazu werden ſie 
durch den von der Polizei erzwungenen Straßenausban 
erſt recht in Stand geſetzt. Denn um die Straße der 
polizeilichen Anordnung gemäß ausbauen zu können, 
muß die Gemeinde ſich event. im Wege der Enteignung 
in den Beſitz des Straßengeländes ſetzen. Sie muß 
die Anlieger in barem Gelde entſchädigen und die 
Summen, die im Enteignungsverfahren gezahlt werden 
müſſen, ſind nach den geltenden Grundſätzen des Ent— 
eignungsgeſetzes bekanntlich außerordentlich hoch. Durch 
die Entſchädigung werden aber die Anlieger befähigt, 
bis zu einer günſtigen Verkaufskonjunktur mit ihrem 
Gelände zurückzuhalten. 


Auch abgeſehen von dem Falle der Terrainſpeku— 
lation wird nicht ſelten eine Bebauung der fertig— 
geſtellten Straße ſich dadurch auf Jahre hinaus ver— 
zögern, weil vielleicht die angrenzenden Grundſtücke 
ungünſtig geſtaltet ſind und die Bebauung erſt nach 
einem Austauſche von Parzellen erfolgen kann, über 
den die Intereſſenten ſich nicht einigen können. 

Der Erfolg der beabſichtigten Geſetzesvorſchrift iſt 
alſo auch hier problematiſch. 
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Die Maßregel iſt aber ferner auch überflüſſig: 
denn die Tatſache, daß Straßen nicht fertig ausgebaut 
werden, ſteht in keiner Weiſe dem Bau von Wohn— 
häuſern entgegen. § 12 des Baufl.⸗Geſetzes giebt den 
Gemeinden allerdings das Recht, das Bauen von 
Wohnhäuſern an unregulierten Straßen zu verbieten. 
Es ſteht aber nichts im Wege, von dieſem Verbote 
Ausnahmen zu geſtatten und ſolche Ausnahmen werden 
faſt von allen Gemeinden dann geſtattet, wenn die 
Bauintereſſenten den auf ihr Grundſtück entfallenden 
Straßenbeitrag vorſchießen oder ausreichend ſicher— 
ſtellen. Auch hier in Danzig haben wir in den Vor— 
ſtädten eine Anzahl ſolcher Straßen, die nicht fertig 
ausgebaut ſind, an denen daher nach § 12 nicht ge— 
baut werden darf, an denen wir aber nach Einzahlung 
bezw. Sicherſtellung des Straßenkoſtenbeitrags das 
Bauen geſtatten. 

Nun iſt zwar zuzugeben, daß ſolche unregulierten 
Straßen — namentlich da, wo ſie im primitivſten Zu— 
ſtande belaſſen werden — auch zu mancherlei Klagen 
und Beſchwerden Anlaß geben. Solche Klagen laſſen 
ſich aber ohne große Koſten vermeiden, wenn die 
Straßen, wie es hier geſchieht, wenigſtens in einen 
annehmbaren proviſoriſchen Zuſtand verſetzt werden. 
Das Eine iſt jedenfalls nicht zu leugnen, daß die 
mangelnde Fertigſtellung der Straßen der hygieniſch 
einwandfreien Befriedigung des Wohnungsbedürfniſſes 
in keiner Weiſe entgegenſteht. 

Damit entfällt aber jeder Grund dafür, der Polizei 
das Recht zu geben, von den Gemeinden den fertigen 
Ausbau der Straßen zu verlangen. 

Daß die Polizei, wenn ihr eine ſolche Befugnis 
verliehen wird, von dieſer Befugnis — namentlich 
wo die Polizeiverwaltung königlich iſt — häufig Ge— 
brauch machen wird, daran iſt nicht zu zweifeln; denn 
an ſie gelangen die Klagen über den mangelhaften 
Ausbau der Straßen — über die mangelhafte Be— 
feſtigQung des Fahrdammes, ſchlechte Beleuchtung — 
naturgemäß zu allererſt. Sie hat ſelbſt ein Intereſſe, 
überall möglichſt mit definitiv geordneten Verhältniſſen 
zu rechnen. 

Schließlich darf man ſich aber auch keiner Täuſchung 
darüber hingeben, daß mit dem Zwang zum Straßen- 
ausbau auch eine außerordentliche ſinanzielle Belaſtung 
der Gemeinden eintritt. 

Die 
ſelbſt beſtehen, wenn etwa die Straßenanlieger in dem 
bisherigen Umfange erſtattungspflichtig bleiben. 

Bekanntlich haben die Straßenanlieger, ſobald ſie 
Gebäude an der neuen Straße errichten, der Kommune 
die von ihr verauslagten Koſten der Freilegung, erſten 
Einrichtung, Entwäſſerung und Beleuchtungsvorrichtung 
zu erſtatten. Nach der feſtſtehenden Judikatur des 
O. V. G. ſind die Anlieger aber nicht verpflichtet, den 
auf ſie entfallenden Anliegerbeitrag für die Zeit vom 
Straßenausbau bis zur Bebauung ihres Grundſtücks 
zu verzinſen. 

Die Gemeinden müſſen alſo die bedeutenden in 
den Straßen inveſtierten Kapitalien eventl. für Jahr: 
zehnte zinslos vorſchießen. 


finanzielle Belaſtung der Gemeinden bleibt: 


Zu dieſem Zinsverluſt kommt noch eine weitere 
finanzielle Belaſtung. Nach § 15 des Fluchtl.-Geſetzes 
können bei den im öffentlichen Intereſſe ausgebauten 
Straßen nur die Koſten der Freilegung, Befeſtigung, 
Entwäſſerung und Beleuchtung auf die Anlieger um— 
gelegt werden, dagegen können ſie nicht zu den Koſten 
der Straßenberohrung mit Waſſerleitung und Kanaliſation 
herangezogen werden. 

Nur wenn die Straßen auf Koſten von Unter— 
nehmern ausgebaut werden oder wenn im Wege der 
Ausnahme von dem Bauverbote des § 12 das Bauen 
an der unregulierten Straße geſtattet wird, iſt die 
Gemeinde in der Lage, auch die Berohrungskoſten auf 
die Unternehmer bezw. den einzelnen Bauintereſſenten 
umzulegen. Und damit begeht die Gemeinde durchaus 
kein Unrecht; denn erſt durch Waſſerverſorgung und 
Kanaliſation werden die Baugrundſtücke für Wohn— 
zwecke wirklich geeignet. Es iſt alſo nicht unbillig, 
daß die Grundſtücksbeſitzer anteilig die Koſten dieſer 
Berohrung erſtatten, wie ſie ſchon geſetzlich zur Er— 
ſtattung der für ſie weit weniger bedeutſamen Straßen- 
befeſtigungs⸗ und Beleuchtungskoſten verpflichtet find. 

Welche finanzielle Bedeutung das für die ſtädtiſchen 
Etats hat, wenn künftig die Koſten der Erweiterung 
des ſtädtiſchen Rohrnetzes nicht mehr von den An— 
liegern zu tragen ſind, das gebe ich zu erwägen 
anheim. Die Belaſtung bleibt auch dann noch hoch 
genug, wenn es gelingen würde, anſtatt auf Grund 
des § 15 des Baufluchtl.-Geſetzes, auf dem Wege des 
§ 9 des K. Abg. G. die Anlieger zu teilweiſem Erſatz 
der Berohrungskoſten bis zu 75% heranzuziehen. 

Wie die Stadt die Zinsausfälle und die Berohrungs⸗ 
koſten decken ſoll, darüber ſchweigt ſich der Entwurf 
aus. Die Vertröſtung in den Motiven, daß das 
wohnungsreformatoriſche Vorgehen der Regierung eine 
erhebliche Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe und 
des ſozialen Elends bewirken werde und daß damit 
die Armenlaſten und die Zuſchüſſe bei den Kranken⸗ 
häuſern erheblich ſinken und die Steuerkraft der Be— 
völkerung erheblich ſteigen werde, — dieſe Vertröſtung 
wird angeſichts des vorliegenden Entwurfs niemanden 
überzeugen. 

Es wird alſo nichts übrig bleiben, als die ent— 
ſtehenden Ausfälle, da es ſich um Ausgaben für den 
Straßenbau und für Ent- und Bewäſſerungsanlagen, 
ſowie für die Verzinſung der zu etwa derartigen Zwecken 
aufgenommenen Schulden handelt, gemäß § 55 Abſ. 2 
des K. Abg. Gef. auf die Realſteuern zu werfen. 

Die Herren Hausbeſitzer, die früher gebaut haben, 
werden mehr Steuern zahlen müſſen, damit diejenigen, 
die neu bauen, teilweiſe von den Straßenkoſten frei 
bleiben! Ob man durch eine ſolche Mehrbelaſtung der 
Hausbeſitzer nicht gerade das Gegenteil von dem erzielt, 
was man will, nämlich anſtatt einer Ermäßigung der 
Mietpreiſe eine Verteuerung der Wohnungen herbei— 
führt, das wäre doch zum mindeſten zu prüfen. Der 
Entwurf und ſeine Motive ſetzen ſich über dieſe Fragen 
und Bedenken ohne ein Wort der Erwähnung hinweg. 

Hält man trotz alledem die von dem Entwurf 
vorgeſehene Erweiterung der polizeilichen Machtbefugniſſe 
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für nötig, ſo wird man zur Erleichterung der ſtädtiſchen 
Etats fordern müſſen, daß auch § 15 des Geſetzes ab— 
geändert werde und die Gemeinden in die Lage geſetzt 
werden, die für den Straßenausbau verausgabten 
Beträge ſofort und nicht erſt wenn Wohngebäude an 
der Straße errichtet werden, von den Anliegern ein— 
zuziehen. Es würde genügen, dieſe Ausnahme von den 
bisherigen Grundſätzen wenigſtens für den Fall zu 
ſtatuieren, daß der Straßenausbau auf polizeiliche 
Anordnung erfolgt. Es würde dadurch einerſeits ver⸗ 
mieden, daß die Kommunen etwa ſelbſt allzu leichtſinnig 
und über das Bedürfnis hinaus mit dem Ausbau von 
Straßen vorgehen; andererſeits würden aber durch 
eine ſolche Beſtimmung die Polizeibehörden bezw. die 
höheren Inſtanzen zu einer beſonders kritiſchen und 
ſorgſamen Prüfung der Notwendigkeit der polizeilichen 
Verfügung veranlaßt werden. Denn fie müßten als- 
dann die moraliſche Verantwortung dafür übernehmen, 
daß Anlieger, die gar nicht in der Lage ſind, zu bauen 
bezw. ihr Terrain zu verwerten, alsbald zu Straßen: 
anliegerbeiträge herangezogen und eventl. in den Ruin 
getrieben werden. 


Der Inſtanzenzug gegen die Anordnung der 
Polizeibehörde wird im Abſ. 2 entſprechend dem wege— 
polizeilichen Streitverfahren geordnet: In kleineren 
Städten entſcheidet nach Zurückverweiſung des Ein: 
ſpruchs ſeitens der Polizeibehörde erſtinſtanzlich der 
Kreisausſchuß gegen deſſen Entſcheidung die Berufung 
an den Bezirksausſchuß und die Reviſion an das 
O. V. G. geht; in den größeren Städten erſtinſtanzlich 
der Bezirksausſchuß und als Berufsinſtanz das O. V. G. 

Die Beſtimmungen des Abſatz 3 und 4 werden 
insbeſondere für die Umwandlung der Eiſenbahnzufuhr⸗ 
wege und der militärfiskaliſchen Wege in ſtädtiſche 
Straßen praktiſch. Bei dieſen Wegen tritt überall kurz 
über lang an die Kommunen das Bedürfnis heran, 
ſie in ſtädtiſche Verwaltung zu nehmen. Die Be— 
ſtimmung, daß der bisherige Wegeunterhaltungspflichtige 
die Gemeinde nach billigem Ermeſſen zu entſchädigen 
hat, wird die Verhandlungen mit dem Eiſenbahn- und 
dem Militärfiskus künftig erleichtern. 

Warum eine ſolche Entſchädigung der Gemeinde 
dann nicht ſtattfinden ſoll, wenn die Wegeunterhaltungs⸗ 
laſt bisher den Beſitzern der angrenzenden Grundſtücke 
öffentlich rechtlich obgelegen hat, wie dieſes z. B. im 
Geltungsbereiche des Weſtpreußiſchen Wegereglements 
vom 4. Mai 1796 der Fall iſt, iſt freilich nicht ein⸗ 
zuſehen. Es iſt meines Erachtens billig, daß auch in 
dieſem Falle die Anlieger eine dem ihnen erwachſenden 


Vorteile entſprechende Entſchädigung der Gemeinde 
leiſten. 


Eine Lücke finde ich in dem Abſatz 3 ſchließlich in— 
ſofern, als er lediglich von der Umwandlung ſchon 
beſtehender öffentlicher Wege, deren Unterhaltung bis— 
her nicht der Gemeinde oblag, in Gemeindeſtraßen 
handelt, während es meines Erachtens ebenſo ange— 
meſſen und erwünſcht fein muß, die gleichen Grund⸗ 
ſätze, insbeſondere die Verpflichtung zur Entſchädigung 
der Gemeinde für Privatſtraßen, die bisher des 
öffentlichen Wegecharakters entbehrten und nunmehr 


als öffentliche Ortsſtraßen von der Gemeinde über- 
nommen werden ſollen, einzuführen. 

Unbedenklich find die Beſtimmungen des Abſ. 5. 
Sie halten für einige Spezialfragen das geltende 
Recht aufrecht. | 

M. H.! Wir haben bisher erörtert, welche Trag- 
weite die Anderung der materiellen Grundſätze für die 
Aufſtellung von Fluchtlienien angeſichts der Anderung 
des Inſtanzenzuges hat. ö 

Wir haben weiter uns mit der beabſichtigten Er— 
weiterung der Machtbefugniſſe der Polizei beſchäftigt, 
die künftig aus Rückſichten desWohnungsbedürfniſſes 

nicht nur die Feſtſetzung von Fluchtlinien ſondern 
auch den Ausbau von Straßen 
ſoll verlangen dürfen. 

Alle bisherigen Beſtimmungen ſtellen Maßnahmen 
dar, um neues Baugelände zu erſchließen und regulierend 
auf die Bodenpreiſe einzuwirken. 


Die Regierung will aber weiter den Kleinwohnungs— 
hausbau finanziell begünſtigen und dadurch einen An— 
reiz ſchaffen, Kleinwohnungshäuſer zu bauen. 

Wie ich ſchon früher bemerkte, können die Gemeinden 
nach bisherigem Recht, wenn ſie im öffentlichen Intereſſe 
Straßen ausbauen, ſobald Gebäude an der neuen 
Straße errichtet werden, die Anlieger zur Erſtattung 
der Koſten der Freilegung, Befeſtigung, Entwäſſerung 
und Beleuchtung der Straße heranziehen. 

Dieſe Erſtattungspflicht iſt ſchon bisher nicht zu— 
reichend, denn, wie ich ausführte, müſſen die Gemeinden 
nicht nur auch den Erſatz der Koſten der Kanliſation 
und Waſſerleitung, welche doch auch zur Fertigſtellung 
der Straße gehören, verzichten; ſie müſſen auch auf 
Erſatz für den Zinsverluſt verzichten. 

Künftig ſollen die Gemeinden nicht einmal die vollen 
Koſten der Freilegung, Befeſtigung, Entwäſſerung und 
Beleuchtung der Straße erſtattet erhalten. 

8 15 ſoll nämlich folgende Zuſätze erhalten: 

„Die Beiträge ſollen in der Regel nur zu 
einem Teile und zwar höchſtens zu drei Vierteln 
erhoben werden, wenn ſie wegen der Errichtung 
ſolcher Wohngebäude zur Erhebung gelangen, 
welche vorwiegend dazu beſtimmt find, minder— 
bemittelten Familien geſunde und zweckmäßig 
eingerichtete Wohnungen zu gewähren. Als 
ſolche Wohngebäude gelten insbeſondere die— 
jenigen der 
1. Aktiengeſellſchaften, Genoſſenſchaften und Ge⸗ 

ſellſchaften mit beſchränkter Haftung, deren 

ſatzungsmäßig beſtimmter Zweck ausſchießlich 
darauf gerichtet iſt, minderbemittelten Familien 
geſunde und zweckmäßig eingerichtete Wohnungen 
in eigens erbauten oder angekauften Häuſern 
zu billigen Preiſen zu verſchaffen, und deren 
Satzung den an die Geſellſchafter zu ver: 
teilenden Jahresgewinn auf höchſtens vier 
vom Hundert ihrer Anteile beſchränkt, auch 
den Geſellſchaftern für den Fall der Auflöſung 
der Geſellſchaft nicht mehr als den Nennwert 
ihrer Anteile zuſichert, den etwaigen Reſt des 
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Geſellſchaftsvermögens aber für gemeinnützige 
Zwecke beſtimmt; 

2. Arbeiter und dieſen wirtſchaftlich gleichzu— 
ſtellenden Perſonen, wenn die Wohngebäude 
dazu beſtimmt ſind, von ihnen ausſchließlich 
oder außer von ihnen nur von höchſtens zwei 
anderen derartigen Familien bewohnt werden.“ 

M. H.! Dieſe Beſtimmungen ſind durchaus über— 
flüſſig, wenn ſie etwa nur eine Vollmacht, aber keinen 
Zwang für die Gemeinden darſtellen ſollen, denn 
auch ſchon nach bisherigem Recht waren die Gemeinden 
befugt, den Baugenoſſenſchaften und anderen Unter— 
nehmern von Kleinwohnungshäuſern die Straßenkoſten 
teilweiſe zu erlaſſen. Von dieſer Befugnis haben 
beiſpielsweiſe die reichen rheiniſchen Gemeinden vielfach 
Gebrauch gemacht. 

Inſoweit ſie einen Zwang bedeuten, ſind die Be— 
ſtimmungen recht bedenklich. Und ein ſolcher Zwang 
iſt beabſichtigt, denn der Geſetzentwurf ſagt ausdrücklich: 

Die Beiträge ſollen in der Regel nur zu 

einem Teil erhoben werden. 

Anſtatt es alſo den Gemeinden zu überlaſſen, ſelbſt 
gewiſſenhaft zu prüfen, ob es ihre beſonderen Ver— 
hältniſſe geſtatten, auf den vollen Erſatz der Straßen— 
koſten zu verzichten, ſollen künftig Bezirksausſchuß 
bezw. Provinzialrat bei Prüfung der Ortsſtatute, 
welche dieſe Frage zu regeln haben, befugt ſein, die 
Genehmigung zu verſagen, wenn der Straßenkoſten— 
erlaß in die Ortsſtatute nicht aufgenommen iſt. 

Hier wie bei dem Straßenausbauzwang tritt alſo 
in Zukunft eine finanzielle Mehrbelaſtung der Städte ein. 

Hier wie dort ſuchen wir im Geſetz und in den 
Motiven vergebens ein Wort darüber, wie dieſe Mehr— 
belaſtung der ſtädtiſchen Etats gedeckt werden ſoll. 
Daß die entſtehenden Ausfälle nicht etwa auf die 
übrigen, nicht begünſtigten Straßenanlieger gelegt werden 
dürfen, das ergibt ſich aus der Begründung. Es wird 
alſo auch hier nichts anderes übrig bleiben, als die 
Ausfälle nach 8 55 Abſ. 2 K. Abg. G. auf die Real⸗ 
ſteuern zu werfen. 

Bedenken zweiten Grades richten ſich gegen die 
Formulierung der geſetzlichen Vorſchrift. 

Der Geſetzentwurf ſpricht von „minderbemittelten 
Familien“. Sollen Häuſer, die nicht für Familien, 
ſondern einzelſtehende Perſonen beſtimmt ſind, z. B. 
die jetzt vielfach als Mittel zur Beſeitigung des Schlaf: 
burſchenweſens vorgeſchlagenen Ledigenheime von den 
Benefizien ausgeſchloſſen werden? Nach der Auslegung, 
die der gleichlautende Ausdruck im Stempelſteuergeſetz 
gefunden hat, — unſer Städtetagmitglied Graudenz 
hat ja die Frage zur oberſtrichterlichen Entſcheidung 
gebracht — muß man das annehmen. Das wäre 
aber doch gewiß nicht gerechtfertigt. 

Und ferner: Was find „minderbemittelte Familien?“ 
Fällt unter dieſen Begriff nicht faſt die ganze ſtädtiſche 
Einwohnerſchaft? Iſt es nicht ſehr wahrſcheinlich, daß 
ſich an dieſen Begriff zahlreiche Streitigkeiten knüpfen 
werden, die eine Maſſe Verwaltungsarbeit machen und 
beſſer vermieden würden? 


M. H.! Blicken wir noch einmal auf die beab— 
ſichtigten Änderungen des Fluchtlinien-Geſetzes zurück, 
ſo können wir unſer Urteil meines Erachtens dahin 
zuſammenfaſſen: 

Die beabſichtigten Anderungen ſind zum kleinen 
Teile überflüſſig, da ſchon bisher im Wege der Aus— 
legung die gleichen Grundſätze gewonnen waren. 

Soweit ſie Neues bringen, ſind ſie meines Erachtens 
teils unwirkſam, teils für die Kommunen eine erheb— 
liche finanzielle Belaſtung, ohne daß den Gemeinden 
neue finanzielle Einnahmequellen zur Bewältigung 
ihrer erweiterten Aufgaben eröffnet wären. 

Geringere Bedenken ſind, m. H., gegen die Art. II 
und III des Geſetzentwurfs, deren Beſprechung uns 
weniger lange beſchäftigen wird, geltend zu machen. 

Keine weſentlichen Bedenken ſind gegen den Ark. 2 
des Geſetzentwurfs, welcher von der „Bebauung der 
Grundſtücke“ handelt, zu erheben: 

Er lautet: 

„Durch die Bauordnungen kann insbeſondere 

geregelt werden: 

die Abſtufung der baulichen Ausnutzbarkeit der 
Grundſtücke nach Ortsteilen, Straßen und Plätzen; 

die Ausſcheidung beſonderer Ortsteile, Straßen 
und Plätze, für welche die Errichtung von An— 
lagen nicht zugelaſſen iſt, die beim Betriebe durch 
Verbreitung übler Dünſte, durch ſtarken Rauch 
oder ungewöhnliches Geräuſch Gefahren, Nac)- 
teile oder Beläſtigungen für die Nachbarſchaft 
oder das Publikum überhaupt herbeizuführen 
geeignet ſind; 

der Verputz und Anſtrich oder die Ausfugung 
der vornehmlich Wohnzwecken dienenden Gebäude 
und aller an Straßen und Plätzen liegenden 
Bauten; 

4. das Einſchreiten gegen Bauten, welche die Straßen 
oder öffentlichen Plätze in Städten oder länd— 
lichen Ortſchaften verunſtalten.“ 

Die Regelung dieſer Materien ſoll durch Bauord— 
nungen erfolgen. Der Ausdruck „Bauordnung“ — 
nachgebildet dem Ausdrucke „Wohnungsordnung“ im 
Art. 4 des Geſetzentwurfs — bedeutet nichts anderes 
als der bisher üblichere Ausdruck „Baupolizeiverord— 
nung.“ In Polizeiverordnungen ſollen die bezeichneten 
Materien geregelt werden. 

Von den in 4 Punkten gruppierten Materien ſtehen 
die unter Nr. 3 und 4 eigentlich außerhalb des Nah: 
mens von Maßnahmen zur Verbeſſerung der Woh— 
nungsverhältniſſe. Sie bezwecken nicht eine verbeſſerte 
Befriedigung des unmittelbaren Wohnbedürfniſſes, 
ſondern einen Schutz des äſthetiſchen Bildes unſerer 
heimiſchen Ortſchaften, über deren Verſchandelung durch 
die kunſt⸗ und freudeloſen Kaſten des Bauunternehmer: 
tums laute und berechtigte Klage geführt wird. 

Eine weſentliche Neuerung bringen ſie — wenigſtens 
für die altpreußiſchen Provinzen nicht; denn hier ent⸗ 
hielten SS 66 und 78 A. L. R. 18 ſchon die gleiche 
Beſtimmung. 
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Dagegen ſind von ſehr erheblicher Bedeutung für 


die Schaffung geſunder Wohnquartiere die in den 
Ziffern 1 und 2 behandelten Maßnahmen. Auf Grund 


dieſer Vorſchriften können Beſtimmungen über die zu— 
läſſige Gebäudehöhe, über die Einhaltung eines Seiten— 
abſtandes von den Nachbargrenzen (den ſog. Bauwich), 
abgeſtuft nach Ortsteilen, Straßen und Plätzen, über 
den Ausſchluß von Fabrikanlagen pp. getroffen werden. 
Daß durch all dieſe Maßnahmen auf eine geſunde 
Geſtaltung der Wohnungsverhältniſſe hingewirkt werden 
kann, brauche ich Ihnen nicht weiter auseinanderzu— 
ſetzen. Ich brauche Ihnen aber auch nicht ausein— 
anderzuſetzen, daß ſolche Baubeſchränkungen, wenn ſie 
neu eingeführt werden, einen ſehr ſtarken Eingriff in 
die beſtehenden Rechtsverhältniſſe bedeuten, daß ihrer 
Einführung daher die reiflichſte Erwägung vorangehen 
muß. Das pro und contra hier zu erörtern, würde 
zu weit führen. Hier genügt es zu konſtatieren, daß 
für ein polizeiliches Vorgehen in den bezeichneten 
Richtungen eine zweifelsfreie Grundlage geſchaffen wird. 

Etwas Neues bringen allerdings auch dieſe Vor— 
ſchriften nicht, denn in praxi hat man ſchon bisher 
an der Zuläſſigkeit ſolcher Polizeiverordnungen auf Grund 
der allgemeinen im § 10 A. L. R. II 17 feſtgelegten 
Vollmacht der Polizei nicht gezweifelt. 

So hat beiſpielsweiſe die hieſige Polizeidirektion 
auf unſeren Antrag ſeit der Mitte der 90er Jahre 
eine Anzahl Verordnungen erlaſſen, welche beſondere 
abgeſtufte Beſchränkungen für einzelne Bezirke und 
Straßen unſerer Villenvorſtadt Langfuhr hinſichtlich 
der Zahl der Geſchoſſe, der Abſtände von den Nach— 
bargrundſtücken und der Zuläſſigkeit von Fabrikbetriebe 
einführen. N 

Zur Zeit ſind wir damit beſchäftigt, dieſe ſtückweiſe 
erlaſſenen Verordnungen zuſammen zu ſchweißen und 
nach einheitlichen Geſichtspunkten eine bezirks- und 
zonenweiſe Abſtufung der baulichen Ausnutzbarkeit des 
noch nicht bebauten Baugeländes vorzunehmen. 

Die Vorſchriften des Art. 2 ſind alſo zwar gut, 
aber entbehrlich. 

Während Art. 2 einen Einfluß auf die hygieniſch 
und äſthetiſche Seite des Bauweſens bezweckt, will 
Art. 3 wieder einen Anreiz bieten, kleine Wohnhäuſer 
zu bauen. 

Art. 3 des Geſetzentwurfs bringt noch eine authentiſche 
Interpretation des Kommunalabgabengeſetzes. Er führt 
die Überſchrift „Rau- und Grundabgaben. Re- 
ſteuerung“ und beſtimmt: 

Die SS 7, 20, 27 des Kommunalabgaben— 
geſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetzſammlung S. 
152) ſtehen einer Abſtufung der Gebühren- und 
Steuerſätze nicht entgegen, insbeſondere nicht 
einer Begünſtigung der in Artikel 1 Ziffer 5 
unter a bezeichneten, für minderbemittelte Familien 
beſtimmten Wohngebäude bei Feſtſetzung von 
Gebühren für Kanalbenutzung, Waſſerbezug, für 
Genehmigung von Neubauten, Umbauten oder 
anderen baulichen Herſtellungen, ſowie bei der 
Heranziehung zur Steuer vom Grundbeſitz. 
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Ebenſowenig ſchließt § 27 aus, daß die einzelnen 
Arten von Grundſtücken in der Gemeinde nach 
verſchiedenen Normen zu den Steuern vom 
Grundbeſitze herangezogen werden. - 

Die Begründung des Geſetzentwurfes bezeichnet 
dieſe Beſtimmungen als eine authentiſche Interpretation 
des Kommunalabgaben-Geſetzes. Das iſt inſofern zus 
treffend, als allerdings der Herr Finanzminiſter und 
der Herr Miniſter des Innern ſchon bisher auf dem 
Standpunkt geſtanden haben, daß die Beſtimmungen 
des Kommunalabgaben-Geſetzes einer Ermäßigung der 
Gebühren-, Beitrags- und Steuerſätze zu Gunſten der 
für unbemittelte Familien beſtimmten Wohnhäuſer nicht 
entgegenſtehen. f 

In der Muſter-Grundſteuerordnung für eine Grund— 
ſteuerordnung nach dem gemeinen Werte, welche die 
beiden Herren Miniſter unter dem 2. Oktober 1899 
den Städten überſandt haben, iſt eine ſolche Be— 
rückſichtigung der Kleinwohnungshäuſer bereits vor— 
geſehen. (cfr. §S 3 der Muſterſteuerordnung.) 

In dem Reſkript, das dieſe Muſterſteuerordnung 
den Gemeinden empfahl, wurde eingehend dargelegt, 
daß dieſe Begünſtigungen mit dem 8 27 des K. Abg. G. 
wohl vereinbar ſeien, mit anderen Worten auf dem 
Boden des heutigen Rechts bereits zuläſſig ſeien. 

Dieſelbe Auffaſſung der beiden Herren Miniſter 
ergibt ſich hinſichtlich der Gebühren aus Art. 4 Ziff. 2 
der Ausführungs-Anweiſung zum K. Abg. G., wo 
es heißt: 

„Die Gebühren ſind im Voraus nach feſten 
Normen und Sätzen zu beſtimmen. Eine Be— 
rückſichtigung Unbemittelter iſt nicht ausgeſchloſſen. 

Das Geſetz ſchließt ſomit ungleichartige Forde— 
rungen und Bemeſſungen im einzelnen Falle aus, 
ſteht dagegen einer verſchiedenen Abſtufung der 
Gebührenſätze, insbeſondere einer angemeſſenen 
Berückſichtigung unbemittelter Perſonen nicht 
entgegen.“ 

Und gleiche Erwägungen ließen ſich auch für eine 
Abſtufung der auf Grund des §9 erhobenen Beiträge, 
ſowie der auf Grund des § 20 desſelben Geſetzes ein— 
tretenden Mehrbelaſtung der Haus- und Grundbeſitzer 
anführen. 

Immerhin kann die Begründung des Geſetzentwurfs 
nicht leugnen, daß dieſe Interpretation des bisherigen 
Geſetzes keineswegs allenthalben geteilt wird. Ihr hat 
ſich z. B. Noell, der bekannte Kommentator des 
K. Abg. G., nicht angeſchloſſen, und ihr hat ins— 
beſondere das Oberverwaltungsgericht in ſeiner Ent— 
ſcheidung Bd. 36 S. 94 widerſprochen. 

Um dieſen Widerſpruch aus der Welt zu ſchaffen, 
ſoll in Zukunft die Richtigkeit der miniſteriellen Inter⸗ 
pretation durch Geſetz feſtgelegt werden. 

Es fragt ſich, ob hiergegen von ſeiten der Gemeinden 
grundſätzliche Bedenken geltend zu machen ſind. 

Dieſe Frage wäre meines Erachtens zu bejahen, 
wenn der Geſetzentwurf ebenſo wie bei dem teilweiſen 
Straßenkoſtenerlaß auch hier eine Verpflichtung der 
Gemeinden zu teilweiſer Reduktion der Gebühren— 
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Beitrags- und Grundſteuerſätze feſtſetzen würde. So 
etwas ſcheint allerdings in der urſprünglichen Abſicht 
der Regierung gelegen zu haben. Der jetzt der 
Offentlichkeit übergebene Entwurf enthält einen ſolchen 
Zwang nicht. 
Es heißt in dem Art. 3 des Entwurfs nur: 
„Die SS 7, 20, 27 K. Abg. ©. Stehen... 
nicht entgegen“ einer Abſtufung bezw. Be— 
günſtigung pp. § 27 „ſchließt nicht aus“, 
daß pp. 
Es heißt hier alſo nicht wie bei den Straßenkoſten— 
beiträgen: 
„Die Beiträge ſollen in der Regel nur zu 
einem Teile erhoben werden.“ 


Es kann hiernach keinem Zweifel unterliegen, daß 
den Gebühren- und Steuerordnungen der Gemeinden 
nicht deshalb die ſtaatliche Genehmigung verſagt werden 
darf, weil ſie die von den Staatsbehörden gewünſchte 
Begünſtigung der Kleinwohnungshäuſer nicht enthalten. 

Dies ſprach bereits der Miniſterialerlaß vom 
2. Oktober 1899 klar aus und dies wird auch in der 
Begründung des vorliegenden Geſetzentwurfs aus— 
drücklich feſtgeſtellt. Es heißt daſelbſt: 

„Es erſchien wünſchenswert,“ die Zuläſſigkeit 
der Begünſtigung der Kleinwohnungshäuſer „im 
Geſetz ausdrücklich auszuſprechen, da einzelne 
Stimmen in Literatur und Praxis einer ſolchen 
Ausdehnung des Abſtufungsſyſtems bei Gebühren 
widerſprochen haben. Zu obligatoriſcher oder 
inſtruktioneller Geſtaltung dieſer Begünſtigung 
iſt hier ein praktiſches Bedürfnis nicht hervor— 
getreten.“ 

Die Beſtimmungen des Art. 3 des Entwurfs ſind 
danach jedenfalls unſchädlich. Inſoweit ſie eine Er— 
weiterung der Befugniſſe der Gemeinden bedeuten, 
wird gegen ſie nichts einzuwenden ſein. Es gibt auch 
Fälle, in denen es erwünſcht ſein kann, von dieſer 
Kompetenz Gebrauch zu machen. 

Auf dem Gebiete der Abgaben vom Grundbeſitze 
wird aber ſchwerlich ein allzugroßer Gebrauch von 
der geſetzlich klargeſtellten Befugnis zur Abſtufung 
der Gebühren- und Steuerſätze von den Gemeinden 
gemacht werden und ich meinerſeits würde auch eine 
Adoptierung der in der Muſterſteuerordnung vorge— 
ſehenen Begünſtigung der Kleinwohnungshäuſer als 
Regel nicht befürworten. 

Zunächſt iſt es doch durchaus nicht ſicher, daß der 
mit der Begünſtigung beabſichtigte Erfolg auch wirk— 
lich eintritt. Man will mit der ſteuerlichen Bevor: 
zugung einen vermehrten Anreiz jchaffen, Klein— 
wohnungshäuſer zu bauen und durch die Verminderung 
der auf dem Hauſe laſtenden Abgaben eine Er— 
mäßigung der Mietspreiſe herbeiführen. Es iſt aber 
die Befürchtung nicht von der Hand zu weiſen, daß 
der Grundbeſitzer, der Terrains in den vorzugsweiſe 
der Anſiedlung der Arbeiter dienenden Stadtquartieren 
beſitzt, auch dieſe künftige Abgabenermäßigung bei 
ſeiner Preisbemeſſung mit in Rechnung zieht und 
demgemäß den Bodenpreis entſprechend höher ſtellt. 
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Und wenn nicht dem Grundbeſitzer, ſo wird die 
Begünſtigung häufig nur dem Hausbeſitzer ſtatt den 
Mietern zu Gute kommen. 

Iſt alſo ſchon der Erfolg problematiſch, ſo können 
andererſeits poſitive Nachteile aus der Begünſtigung 
für die Gemeinden erwachſen. 

Die ſteuerliche Begünſtigung der Kleinwohnungs— 
häuſer wird, wo ſie eingeführt wird, nicht nuerheb— 
liche Ausfälle für die ſtädtiſchen Finanzen zur Folge 
haben. Um ſie zu decken, müſſen — das kann 
nach den Grundſätzen des Kommunal-Abgaben⸗ 
Geſetzes nicht zweifelhaft ſein — die übrigen Haus— 
beſitzer ſchärfer herangezogen werden. Mit Recht iſt 
in der litterariſchen Kritik des Entwurfs ſchon ver— 
ſchiedentlich darauf hingewieſen, daß wir dann zu 
dem Intereſſenkonflikt zwiſchen den Grundbeſitzern und 
den Einkommenſteuerpflichtigen leicht noch einen Kouflikt 
im eigenen Lager der Grundbeſitzer — zwiſcheu den 
Arbeiterhausbeſitzern und den Villenbeſitzern — er— 
halten werden. Das mag nun den boshaften Gegnern 
der Hausbeſitzer vielleicht grade recht willkommen ſein. 
Das Schlimme iſt nur, daß über dieſem Streit die 
wohlhabenden ſteuerkräftigen Elemente, die ſich den 
Luxus einer Villa leiſten können, es vorziehen könnten, 
ſich in den weniger ſozialpolitiſch vorgeſchrittenen 
Nachbargemeinden anzuſiedeln. 

Untergeordnete Bedenken find übrigens hier wie 
bei dem neuen § 15 Abſatz 3 des Fluchtlinien-Geſetzes 
gegen den Begriff „minderbemittelte Familien“ geltend 
zu machen. Ich kann in dieſer Hinſicht auf meine 
Ausführungen zu § 15 Abſatz 3 l. c. Bezug nehmen. 

M. H.! Ich bin am Schluſſe meines Referats. 
Werfen wir noch einen Blick auf die Maßnahmen zus 
rück, mit denen die Regierung hofft, mehr Baugelände 
als bisher aufzuſchließen, der Steigerung der Boden: 
preiſe entgegen zu arbeiten und einen erhöhten Anreiz 
zum Bau von Kleinwohnungshäuſern zu ſchaffen. 

Dann finden wir, daß auch dieſer Geſetzentwurf nach 
zwei Richtungen Auffaſſungen dokumentiert, die auch auf 
anderen Gebieten das geſetzgeberiſche Vorgehen und die 
Verwaltungsarbeit der Staatsregierung charakteriſieren. 
Das iſt erſtens die Auffaſſung, daß es die Aufgabe 
der Kommunen ſei, alle ſtaatlichen Zwecke, für welche 
ſtaatliche Mittel nicht flüſſig find, mit ihren finanziellen 
Kräften zu erfüllen. 

Eben erſt iſt ja das Geſetz betr. Kaufmannsgerichte 
ergangen, welches einen Teil der bisher ſtaatlichen 
Rechtſprechung den Gemeinden überweiſt, ohne den 
Gemeinden auch einen Zuſchuß zu den Mehrkoſten 
ihrer Verwaltung zu gewähren. 

Ich glaube, wenige Kommunalbeamte werden ſich 
an und für ſich gegen die Erweiterung der Gemeinde⸗ 
aufgaben ſträuben. Gelangen die Städte doch mit der 
Erweiterung ihrer Zuſtändigkeit faſt auf allen Gebieten 
des praktiſchen Lebens wieder zu jener umfaſſenden 
Bedeutung, welche ſie einſt in ihrer mittelalterlichen 
Blütezeit beſaßen. 

Dann wird man aber fordern müſſen, daß der 
Staat auch die finanzielle Leiſtungsfähigkeit der Ge⸗ 
meinden, wo immer es möglich iſt, ſteigert. 


Und man wird ferner fordern dürfen, daß der Staat 
bei ſeinen geſetzgeberiſchen Maßnahmen auch die 
finanzielle Tragweite für die Gemeinden erwägt und 
darüber nicht wie die Begründung dieſes Wohnungs: 
geſetzes ohne alle Bedenken hinweg geht. 

Der zweite Zug, der dieſen Geſetzentwurf ebenſo 
wie vieler ſeiner Vorgänger charakteriſiert, iſt die 
Geringſchätzung der kommunalen Selbſtverwaltung. 

Ich habe bei der Beſprechung der Anderungen des 
Fluchtliniengeſetzes dargelegt, wie der Staat die Ini— 
tiative für die Feſtſetzung von Fluchtlinien und den 
Ausbau von Straßen künftig der Polizei zuweiſt und 
wie ſelbſt im Juſtanzenzuge die aus dem Selbitver- 
waltungskörper der Provinz hervorgegangenen Provinzial: 
räte ausgeſchaltet werden ſollen. 

M. H.! Ich will hier das alte Klagelied über die 
Mißachtung der ſtädt. Selbſtverwaltung und die ſtaatl. 
Bevormundung nicht von neuem ſingen. 


Wir werden uns bei dieſem Geſetze wenigſtens da— 
mit tröſten können, daß wir bei der uns von der 
Regierurg entgegengebrachten Geringſchätzung uns 
wenigſtens in guter Geſellſchaft — in der Geſellſchaft 
der Provinzialräte und des Herrn Oberpräſidenten als 
den Vorſitzenden der Provinzialräte befinden. 

Ich möchte aber die Meinung ausſprechen, daß man 
von der ſtädtiſchen Selbſtverwaltung, der durch den 
Geſetzentwurf große Aufgaben und neue Opfer zuge— 
gemutet werden, eine freudige Mitarbeit nicht erwarten 
kann, wenn man, wie der Entwurf es will, ſie unter 
Polizeikontrolle ſtellt. Ohne die opferwillige Mitarbeit 
der Gemeinden iſt dieſes Geſetz aber ein totgeborenes 
Kind. 

Vorſitzender: Ich erteile nunmehr das Wort dem 
Mitberichterſtatter Stadtrat Mitzlaff-Danzig. 

Stadtrat Mitzlaff: Meine Herren! Mir iſt der 
Auftrag zuteil geworden, über den zweiten Teil des 
Geſetzeutwurfs, enthalten in den Art. 4 und 5, zu 
referieren. 

Während die von dem erſten Herrn Referenten 
verhandelten Artikel 1—3 des Entwurfs von dem 
Gedanken getragen ſind, die Entftehung neuer guter 
Wohnungen zu fördern, handelt es ſich in den Artikeln 4 
und 5 lediglich um die beſtehenden Wohnungen, 
und daß eine Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe 
allein durch die Schaffung neuer Wohnungen nicht 
erzielt werden kann, ſondern daß es daneben dringend 
erforderlich iſt, den beſtehenden Wohnungen feine Auf- 
merkſamkeit zuzuwenden, kann nicht zweifelhaft ſein. 

Der Entwurf trifft zunächſt im Artikel 4 Be⸗ 
ſtimmungen über die polizeilichen Mindeſtanforderungen 
an die Benutzung von Wohnungen. 

Die Feſtſetzung derartiger Mindeſtanforderungen 
war ſchon bei dem gegenwärtigen Rechtszuſtande 
möglich, da der Erlaß von Polizeiverordnungen über 
dieſe Materie ohne Zweifel zuläſſig war, und tat⸗ 
ſächlich exiſtieren in den meiſten Städten auch bereits 
ſolche Vorſchriften, meiſtens wohl verſtreut in den 
Baupolizeiordnungen, den Verordnungen oder Orts— 
ſtatuten über Waſſerleitung und Kanaliſation und der⸗ 


gleichen, zum Teil aber auch in 
Verordnungen. 

Die Anderung, die der Entwurf herbeiführen will, 
beſteht darin, daß in Zukunft in Gemeinden mit mehr 
als 10000 Einwohnern ein Zwang beſtehen ſoll, be— 
ſondere Polizeiverordnungen „über die Benutzung der 
Gebäude zum Wohnen und Schlafen“ unter dem 
Namen „Wohnungsordnung“ zu erlaſſen, und daß für 
dieſe Wohnungsordnung bereits im Geſetz gewiſſe 
Mindeſtnormen, die in die Wohnungsordnungen werden 
aufgenommen werden müſſen, feſtgelegt ſind. Die 
Form, in der die Wohnungsordnungen erlaſſen werden 
ſollen, iſt die gewöhnliche der Polizeiverordnung. 

Ob es richtig iſt, die Grenze bei den Gemeinden 
mit 10000 Einwohnern zu ziehen, oder ob auch kleinere 
Gemeinden hätten miteinbezogen werden ſollen, kann 
vielleicht Gegenſtand verſchiedener Meinung ſein. Jeden— 
falls wird dagegen, daß überhaupt ein Zwang zum 
Erlaß von Wohnungsordnungen eingeführt werden 
ſoll, nicht wohl ein Einwand erhoben werden können. 

Hingegen ſind in der über den Entwurf vorliegenden 
Litteratur verſchiedentlich Bedenken erhoben, ob es richtig 
iſt, daß das Geſetz einheitliche Mindeſtanforderungen 
für die ganze Monarchie aufſtellt, und dieſe Bedenken 
haben eine gewiſſe Berechtigung. Die Landesteile, die 
das preußiſche Staatsgebiet bilden, ſind durch den 
verſchiedenen Grad ihrer allgemeinen Entwickelung und 
ihrer Wohlhabenheit, durch Gewohnheiten der Be— 
völkerung, durch die Geſtaltung des örtlichen Boden-, 
ſowie des Arbeitsmarktes, ſoweit von einander unter— 
ſchieden, daß die Schwierigkeiten nicht zu verkennen 
ſind, die ſich der einheitlichen Feſtſetzung von Wohnungs⸗ 
normen für das ganze Staatsgebiet entgegenſtellen. 
Indeſſen werden dieſe Bedenken wohl nicht als aus— 
ſchlaggebend angeſehen werden können, denn wenn das 
Geſetz bei ſeinen Mindeſtanforderungen nur ſo vor— 
ſichtig verfährt, daß auch die am meiſten zurück⸗ 
gebliebenen Landesteile den Anſprüchen genügen können, 
ſo iſt es mehr ein Schönheitsfehler, daß die Vorſchriften 
des Geſetzes für die vorgeſchritteneren Landesteile nichts 
Neues ſchaffen. Die Hauptſache iſt alſo, wie es ſich 
mit den Einzelvorſchriften verhält. 

Wenn Sie ſich nun die Einzelvorſchriften anſehen, 
ſo fällt zunächſt auf, daß das Geſetz nicht Beſtimmungen 
für alle Arten von Wohnungen aufſtellt, ſondern nur 
für 3 Kategorien: Für Mietwohnungen, für die Räume 
von Dienſtboten und Gewerbegehilfen und für die 
Räume von Chambregarniſten, Einliegern und Schlaf— 
leuten. Es fehlen die Eigenwohnungen, alſo Wohnungen, 
die von den Hauseigentümern im eigenen Hauſe be— 
wohnt werden. Nur für den Fall, daß ein Teil der 
Wohnung des Eigners weitervermietet iſt, ſollen die 
Vorſchriften für Mietwohnungen auch für die Eigner— 
wohnung gelten. 

Dies Fortlaſſen der Eigenwohnungen iſt meines 
Erachtens ein Mangel des Geſetzes, denn wenn auch 
der Prozentſatz der Fälle, in denen die Benutzung von 
Eigenwohnungen zu Beanſtandungen führen würde, 
kleiner ſein mag, als der Prozentſatz der zu bean— 
ſtandenden Mietswohnungen, ſo kann es doch keinem 
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Zweifel unterliegen, daß es ſolche Hauseigner gibt, 
die in ganz unzuläſſigen Quartieren hauſen, und es 
iſt daher ein Gebot der Gerechtigkeit, auch die Eigen— 
wohnungen denſelben polizeilichen Vorſchriften zu 
unterwerfen, wie die Mietswohnungen. Höchſtens 
könnten in Frage kommen diejenigen Fälle auszu⸗ 
nehmen, in denen das ganze Gebäude ohne jede Ab— 
vermietung vom Eigentümer benutzt wird. 

Die Anforderungen, die der Entwurf im einzelnen 
bei den aufgeführten 3 Wohnungskategorien ſtellt, 
ſind, wenn ich mich nur auf die weſentlichſten Be— 
ſtimmungen und nur auf die Regel beſchränken darf, 
folgende: 

1. Die benutzten Räume dürfen nicht baulich ver— 

wahrloſt und nicht in geſundheitsſchädlicher 
Weiſe feucht ſein. 


2. Für jede Perſon über 14 Jahre muß ein Luft- 
raum von 10 obm und eine Bodenfläche von 4 m 
vorhanden ſein. 

3. Es müſſen ſoviel Räume vorhanden ſein, daß, 
von Ehepaaren abgeſehen, die über 14 Jahre 
alten Perſonen nach dem Geſchlecht getrennt 
ſchlafen können. 

4. Endlich müſſen vermietete Familienwohnungen, 


d. h. Wohnungen für eine gemeinſchaftliche Haus— 
haltung von 2 oder mehr Perſonen, mit ge— 
wiſſen hygieniſchen Einrichtungen verſehen ſein: 
Es müſſen nämlich Familienwohnungen eine den 
ortsüblichen Anforderungen entſprechende eigene 
Kochſtelle, einen eigenen verſchließbaren Abort 
und, ſoweit in den Gebäuden Kanaliſation oder 
Waſſerleitung eingerichtet iſt, einen eigenen Aus— 
guß und einen eigenen Waſſerhahn beſitzen. 

Dem Menſchenfreund, der das Wohnungselend der 
Armſten kennt, und dem Theoretiker, der die Schwierige 
keiten, die ſich zwiſchen das Ideal und ſeine Verwirk— 
lichung ſchieben, gering zu veranſchlagen pflegt, werden 
dieſe Forderungen des Entwurfs ohne Zweifel unge— 
nügend dünken. 

Es fehlt ja manches, was jeder als Poſtulat rück— 
haltlos anerkennen wird. Es fehlen z. B. Beſtimmungen 
über die Benutzung von Kellerwohnungen, über die 
genügende Zuführung von Licht und Luft und der— 
gleichen. Wer aber aus der Praxis weiß, wie weit 
einzelne Teile des Vaterlandes von einem Idealzuſtande 
noch entfernt ſind, und wie tief jede einzelne Vorſchrift 
auf dieſem Gebiet in wirtſchaftliche und ſonſtige Ver— 
hältniſſe einſchneidet, wird die Beſchränkung, die der 
Entwurf ſich hier auferlegt hat, mit Dank anerkennen 
und wird nicht umhin können, auch die im Entwurf 
enthaltenen Beſtimmungen genau daraufhin zu prüfen, 
ob ſie nicht noch zu weitgehende Anforderungen ſtellen. 
Dies iſt um ſo mehr nötig, als die Beſtimmungen 
ſofort Geltung erlangen ſollen für alle Mietswoh— 
nungen, welche nach dem Inkrafttreten der Wohnungs- 
ordnungen bezogen werden, oder deren Mietsverhältnis 
nach dem Inkrafttreten trotz zuläſſiger Kündigung 
weiter fortgeſetzt wird. 

In der Tat müſſen erhebliche Bedenken geäußert 
werden hinſichtlich der Beſtimmung über die Trennung 
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der Geſchlechter und hinſichtlich der geforderten Neben— 
einrichtungen bei Familienwohnungen. Daß für die Ges 
ſchlechter bei mehr als 14 Jahren getrennte Schlaf⸗ 
räume vorhanden fein müſſen, klingt ſo ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, iſt aber, auch wenn die Küche als Raum mit⸗ 
gerechnet wird, ſo daß eine Wohnung von Stube und 
Küche auch für eine Familie mit erwachſenen Söhnen 
und Töchtern ausreichen würde, in der Praxis kaum 
ſo leicht durchführbar. Denn die Zahl der Familien, 
die ſich mit einem Zimmer ohne Zubehör begnügen 
oder, die zwar Zimmer und Küche gemietet haben, 
aber den einen Raum an Einlieger abgeben, iſt ſo 
hoch, daß in manchen Städten die dem Geſetz ent— 
ſprechende Unterbringung aller die erheblichſten 
Schwierigkeiten verurſachen würde. 

Noch mehr Schwierigkeiten ſtehen aber der Be⸗ 
ſtimmung entgegen, daß jede Familienwohnung ihre 
eigene Kochſtelle, ihren eigenen Ausguß und eigenen 
Waſſerhahn beſitzen muß. Man kann hier im Zweifel 
ſein, ob es überhaupt auch nur theoretiſch erforderlich 
war, ſo weit zu gehen. Jedenfalls wird es in Städten 
mit enger Bebauung, in denen die Grundſtücke bis 
auf das letzte Quadratmeter ausgenutzt find, ganz un= 
möglich ſein, wenn man nicht die ganzen Gebäude 
umbauen will, dieſen Anfprüchen gerecht zu werden. 

Ich glaube, mich mit dieſem Hinweiſen auf die 
Bedenken, die mir gegen die beiden Beſtimmungen zu 
beſtehen ſcheinen, begnügen zu können. 

Es handelt ſich bei meinem Bedenken freilich im 
Grunde nur um Einzelheiten des Entwurfes, denen 
durch eine Abänderung der einzelnen Beſtimmung 
Rechnung getragen werden kann. Alles in allem ſtehe 
ich daher nicht an, meine Anſicht über den Artikel 4 
dahin auszuſprechen, daß der Artikel 4 zwar noch einer 
genauen Prüfung der einzelnen Beſtimmungen bedarf, 
daß er aber im ganzen als eine geeignete Grundlage 
für ein geſetzgeberiſches Vorgehen angeſen werden kann. 

Im Zuſammenhang mit den Vorſchriften über die 
Wohnungsordnung ſtehen dann die in Artikel 5 folgenden 
Beſtimmungen über die Wohnungsaufſicht. 

Ich beſchränke mich auch hier darauf, nur das 
wichtigſte herauszugreifen. 

Die unbedingte Folge des Erlaſſes von Wohnungs⸗ 
ordnungen iſt die Schaffung einer allgemeinen Kontrolle 
über das Wohnungsweſen. Der Entwurf überträgt 
dieſe allgemeine Wohnungsaufſicht unbeſchadet der 
allgemeinen Befugniſſe der Polizei dem Gemeindevor— 
ſtande, indem die in der Wohnungsaufſicht begriffenen 
Pflichten dahin präſiziert werden, daß der Gemeindevorſtand 
verpflichtet ſein ſoll, ſich von den Zuſtänden im 
Wohnungsweſen fortlaufend Kenntnis zu verſchaffen, 
auf die Beſeitigung von Mißſtänden und die Ver— 
beſſerung der Wohnungsverhältniſſe namentlich der 
Minderbemittelten hinzuwirken und die Befolgung der 
Vorſchriften der Wohnungsordnung zu überwachen. 

Zugleich gibt der Entwurf beſondere Vorſchriften 
über die Organiſation der kommunalen Wohnungs- 
aufſicht. Er ſchreibt vor, daß in Gemeinden mit mehr 
als 100 000 Einwohnern obligatoriſche „Wohnungs⸗ 
ämter“ errichtet werden ſollen, die „mit dem erforderlichen 


in geeigneter Weiſe vorgebildeten Perſonal, insbeſondere 
mit einer genügenden Anzahl beamteter Wohnungs- 
aufſeher“ beſetzt ſein müſſen. Auch für kleinere Gemeinden 
ſollen die zuſtändigen Miniſter befugt ſein, die Errichtung 
von Wohnungsämtern anzuordnen. Ferner iſt dem 
Regierungspräſidenten die Befugnis beigelegt, die 
Ausdehnung der Tätigkeit der Wohnungsämter auf 
die Nachweiſung kleinerer Wohnungen zu verlangen. 

Die Art der Ausübung der Wohnungsauſſicht ſoll 
durch eine Dienſtanweiſung geregelt werden, und zwar 
ſoll dieſe Dienſtanweiſung nach S 4 vom Gemeinde— 
vorſtand unter Zuſtimmung der Ortspolizeibehörde er— 
laſſen werden. Über den Verkehr der Wohnungs⸗ 
aufſichtsbeamten mit dem Publikum wird beſtimmt, 
daß das Beſtreben zunächſt darauf gerichtet ſein ſoll, 
durch Rat, Belehrung und Ermahnung die Abſtellung 
der vorſchriftswidrigen Zuſtände zu erlangen, und erſt, 
wenn dieſer gütliche Weg ohne Erfolg bleibt, ſoll mit 
polizeilichen Zwangsmitteln eingeſchritten werden. 

Eine finanzielle Beihülfe des Staates für die den 
Gemeinden übertragene Tätigkeit ſieht der Entwurf 
nicht vor. 

Dies ſind in Kürze die Beſtimmungen, die meines 
Erachtens den lebhaften grundſätzlichen Widerſpruch 


der Kommunen hervorrufen müſſen. 


Vergegenwärtigen wir uns zunächſt den Umfang 
der unter dem Namen der Wohnungsaufſicht begriffenen 
Tätigkeit. Daß die Kommunen verpflichtet ſein ſollen, 
ſich dauernd von den Zuſtänden im Wohnungsweſen 
Kenntnis zu verſchaffen und auf die Beſeitigung von 
Mißſtänden hinzuwirken, bedeutet kaum eine Ausdehnung 
des bisherigen Tätigkeitsgebietes der Gemeinden, wenn 
daraus nicht etwa für die größeren Städte ohne weiteres 
die Verpflichtung hergeleitet wird, ſtatiſtiſche Amter 
zu errichten. 

Dagegen umfaßt die Überwachung der Befolgung 
der Wohnungsordnung eine Arbeitslaſt von aufßer- 
ordentlichem Umfang. Dieſe Überwachung der Be— 
folgung der Wohnungsordnung iſt nur in der Weiſe 
denkbar, daß zunächſt jedes einzelne Grundſtück im 
Stadtbezirk einer örtlichen Beſichtigung vom Boden 
bis zum Keller unterzogen und geprüft wird, ob den 
Vorſchriften der Wohnungsordnung entſprochen iſt. 
Über die dabei zu Tage tretenden — ohne Zweifel 
ſehr zahlreich vorkommenden — Verſtöße muß dann 
mit den Beteiligten verhandelt werden, und dieſe Ver⸗ 
handlungen werden, wenn auch häufig eine glatte 
Erledigung wird erreicht werden können, auch häufig 
genug auf Widerſtand ſtoßen und reichlich Mühe und 
Zeit in Anſpruch nehmen, und es wird gewiß auch 
manches Mal vorkommen, daß die gütlichen Verſuche 
nichts ausrichten und ſchließlich polizeilicher Zwang zu 
Hilfe gerufen werden muß. Die Durchführung dieſer 
Beſichtigungen und die Erledigung der ſich anſchließenden 
Verhandlungen wird, wenn man ſich die Zahl der in 
Betracht kommenden Grundſtücke in den größeren 
Städten vergegenwärtigt, und in Betracht zieht, daß 
die Beſichtigungen von Zeit zu Zeit wiederholt werden 
müſſen, nicht nur eine fehr erhebliche Anzahl von 
Beamtenkräften im Außendienſt, ſondern auch einen 
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großen Bureauapparat erfordern, indem zur korrekten 
Abwickelung die Anlegung von Akten und Regiſtern 
über jedes Grundſtück unentbehrlich ſein wird, und 
neben der mündlichen Verhandlung auch der ſchriftliche 
Weg vielfach wird beſchritten werden müſſen. 

Als Grund, weshalb die Durchführung der Wohnnnugs— 
ordnung ſtatt den Organen der Polizei, der Gemeinde 
zugewieſen werden ſoll, wird in der Begründung des 
Entwurfs in erſter Reihe angegeben, „die Übertragung 
an die Polizei erſcheine bei dem erforderlichen Ein— 
dringen in die häuslichen Verhältniſſe, ſowie namentlich 
auch mit Rückſicht darauf weniger angezeigt, daß bei 
Durchführung der Wohnungsordnungen, der Natur 
der Sache entſprechend, die polizeiliche Seite ſoweit 
irgend tunlich zurückzuſtellen und in erſter Linie 
anregend, beratend und mahnend und nur dem böſen 
Willen gegenüber mit Zwang vorzugehen ſein werde.“ 

Gegen die Schlüſſigkeit dieſer Ausführung läßt ſich 
doch mancherlei einwenden. Man kann beiſpielsweiſe 
hinweiſen auf die ſtaatlichen Gewerbeaufſichtsbeamten, 
für die ebenfalls nach ihrer Dienſtanweiſung (Miniſterial— 
blatt 1892, Seite 160) die Vorſchrift beſteht, daß ſie, 
wenn bei ihren Beſichtigungen einzelne Geſetzwidrig⸗ 
keiten oder Übelſtände vorgefunden werden, zunächſt 
verſuchen ſollen, deren Abſtellung durch gütliche Vor— 
ſtellungen und geeignete Ratſchläge herbeizuführen. 
Eine polizeiliche Wohnungsaufſicht würde auch darin 
im Vorteil ſein, daß ihr die Kenntnis der örtlichen 
Verhälmiſſe zu gute käme, welche den polizeilichen 
Organen aus ihrer ſonſtigen Tätigkeit, insbeſondere von 
der Handhabung der Baupolizei her, zur Verfügung ſteht. 

Hält man aber einmal an der Anſicht feſt, daß bei 
der kommunalen Wohnungsaufſicht beſſere Erfolge zu 
erwarten ſind, ſo erreicht man eine einwandfreie 
Organiſation nur dadurch, daß man die ganze 
Wohnungspolizei von der ſonſtigen Polizeiverwaltung 
abtrennt und auf die Kommunen überträgt, ebenſo, 
wie es auch bei anderen Zweigen der Polizei, ins— 
beſondere der Baupolizei, in vielen Fällen geſchehen 
iſt. Die Kommune müßte dann alſo nicht nur die 
Durchführung der Wohnungsordnung, ſondern auch 
den Erlaß der Wohnungsordnung und die Anwendung 
von Zwangsmitteln bei Verſtößen zugewieſen erhalten 
und natürlich würde ſich bei den Städten mit König⸗ 
licher Polizeiverwaltung daraus auch die Konſequenz 
ergeben, daß der Polizeikoſtenbeitrag der Kommune 
entſprechend entlaſtet werden müßte. Die Regelung 
im Entwurf, wonach alle polizeilichen Rechte, nämlich 
der Erlaß der polizeilichen Vorſchriften und die An— 
wendung von Zwangsmitteln bei der Polizei verbleiben 
und die ganzen Pflichten, nämlich die Mühe und 
Laſt der Überwachung und Durchführung und die 
Koſten, der Kommune überwieſen werden ſollen, wider— 
ſpricht den ſonſt geltenden Verwaltungsmaximen und 
iſt nach meiner Überzeugung unannehmbar, und man 
kann ſich des Gedankens nicht erwehren, daß lediglich 
fiskaliſche Geſichtspunkte bei dieſer Organiſation maß⸗ 
gebend geweſen ſind. 

Zu welchen Mißverhältniſſen die Organiſation des 
Entwurfes notwendig führen muß, tritt beſonders klar 
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zu Tage in den Beſtimmungen über die für die 
kommunale Wohnungsaufſicht zu erlaſſende Dienſt— 
anweiſung. Dieſe Dienſtanweiſung ſoll, wie bereits 
bemerkt, vom Gemeindevorſtand mit Zuſtimmung der 
Ortspolizeibehörde erlaſſen werden, und wenn eine 
Einigung nicht zu erzielen iſt, ſo erläßt ſie der Re— 
gierungspräſident. 

Vom Standpunkt des Entwurfs mag dieſe Vor— 
ſchrift ganz konſequent ſein, denn da die Ausübung 
der Wohnungsaufſicht im weſentlichen polizeiliche 
Intereſſen verfolgt, auch bei der praktiſchen Ausübung 
eine dauernde Mitwirkung der polizeilichen Organe 
nicht zu vermeiden ſein wird, ſo iſt es immerhin er— 
klärlich, wenn eine Berückſichtigung der polizeilichen Mit— 
intereſſen in der Dienſtanweiſung ſichergeſtellt werden ſoll. 

Aber daß dieſe Art der Regelung andererſeits mit 
den Grundſätzen der Selbſtverwaltung im ſchroffſten 
Widerſpruch ſteht, bedarf kaum der Ausführung. Man 
muß ſich dabei vor Augen halten, daß nach der Be— 
gründung zu § 4 die Dienſtanweiſung „namentlich 
auch den Turnus für die Beſichtigungen und Nach— 
beſichtigungen, ſowie die Führung der erforderlichen 
Tagebücher, Verzeichniſſe und Kataſter“ vorſchreiben 
ſoll. Eine ſolche Mitwirkung der Polizei bei der 
Regelung lediglich des innern Dienſtes iſt für die Ge— 
meinden aber unmöglich, und mit um ſo zwingenderer 
Notwendigkeit ergiebt ſich daraus die Unhaltbarkeit 
der ganzen Teilung der Wohnungspolizei zwiſchen 
Polizeibehörde und Kommune. 

Zu erwähnen iſt bei der ganzen Frage allerdings 
noch eins: Es gibt in einer Reihe von Städten bereits 
kommunale W̃ Wohnungsämter, welche, ohne daß ſie die 
polizeilichen Befugniſſe haben, eine ausgedehnte Woh— 
nungsaufſicht ausüben. Es kann aber keinem Zweifel 
unterliegen, daß zwiſchen dieſen jetzigen Wohnungs— 
ämtern und den im Entwurf projektierten ein weiter 
Unterſchied beſteht. Die jetzigen ſind freie Schöpfungen 
der Selbſtverwaltung, welche nur der allgemeinen 
Staatsaufſicht nach den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen 
unterworfen ſind, im übrigen aber frei von jeder Mit— 
wirkung ſtaatlicher Behörden arbeiten. Die Woh— 
nungsämter des Entwurfes ſind im weſentlichen nur 
abhängige Organe der Polizei, für welche die Kommune 
die Mühe und die Koſten trägt. 

Nach alledem komme ich alſo zu dem Ergebnis, 
daß die Beſtimmungen über die Wohnungsaufſicht, 
wie fie in dem Artikel 5 vorgeſehen ſind, als unan— 
nehmbar bezeichnet werden müſſen. 

Ich bin damit zugleich am Schluſſe meines Referats. 

Theſen haben der Herr erſte Referent und ich nicht 
aufgeſtellt, weil die Materie zu umfangreich und kom: 
pliziert iſt, als daß die Verſammlung in der Lage 
wäre, zu allen Punkten des Geſetzes ſofort eine be— 
ſtimmte Stellung zu nehmen. Unſere Abſicht war 
nur, die Debatte durch Darlegung und Beleuchtung 
der wichtigſten Beſtimmungen einzuleiten. 

Vorſitzender: Wir werden jetzt eine kleine Pauſe 
machen. Vorher will ich noch mitteilen, daß der von 
mir eingeladene Herr Regierungspräſident von Danzig 
an den Verhandlungen nicht teilnehmen kann, weil er 


erſt am 19. ds. von einer Reiſe zurückkehrt. Sein 
Vertreter, Herr Oberregierungsrat Moehrs, iſt mit 
Rückſicht auf die vorliegenden dringenden Geſchäfte 
ebenfalls leider verhindert, der Verſammlung beizuwohnen. 


Pauſe. 


Vorſitzender: Ich eröffne hiermit die Debatte über 
den vorhin beſprochenen Gegenſtand und gebe zunächſt 
Herrn Erſten Bürgermeiſter Kühnaſt-Graudenz das 
Wort. ! 

Bürgermeiſter Kühnaft: Meine Herren! Aus den 
Referaten der beiden Herren Vorredner werden Sie 
mit mir die Überzeugung gewonnen haben, daß der 
Geſetzentwurf, fo wie er hier vorliegt, für die preußiſchen 
Städte einfach unannehmbar iſt. Der erſte Herr Referent 
hat ja mit einer außerordentlichen Sorgfalt diejenigen 
Beſtimmungen der Art. 1—3 des Entwurfs hervorge⸗ 
hoben und beleuchtet, deren Annahme für die Städte 
bedenklich ſein könnte. Man wird vielleicht nicht alle 
ſeine Bedenken teilen, wird aber doch anerkennen müſſen, 
daß ſeine Ausführungen zu jeder der von ihm bean⸗ 
ſtandeten Beſtimmung uns Anlaß geben muß, uns ſehr 
zu beſinnen, ob man dieſen Beſtimmungen beipflichten 
kann oder nicht. Ich ſtimme nun beiſpielsweiſe deu 
von dem Herrn Referenten bezüglich des 8 14 a 
des Fluchtliniengeſetzes geäußerten Bedenken nicht bei. 
Ich befürchte in dieſer Beziehung keine großen Nachteile 
für die Städte, denn der Nachweis, daß ein Wohnungs⸗ 
bedürfnis die Fertigſtellung projektierte Straßen ver⸗ 
langt, wird einer Polizeibehörde in Wirklichkeit außer: 
ordentlich ſchwer fallen. Unmöglich kaun doch aus dem 
Umſtande, daß nur ein beſtimmter kleiner Prozentſatz 
von Wohnungen leer und zur Verfügung ſteht, gefolgert 
werden, daß nunmehr eine neue Straße ausgebaut 
werden muß. Es muß vielmehr nachgewieſen werden, 
daß beſtimmte Kreiſe eine paſſende Wohnung nicht finden 
können, daß dieſem Wohnungsmangel auch nicht durch 
Errichtung von Neubauten an den vorhandenen Straßen 
abgeholfen werden kann, daß aber andrerſeits der 
Ausbau einer beſtimmten Straße die Errichtung jolcher 
Neubauten zur Folge haben würde. Sollte ein ſolcher 
Nachweis nun wirklich erbracht werden können, dann 
wird es m. E. aber erſt keines Anſtoßes der Polizei— 
verwaltung bedürfen; es wird in einem ſolchen Falle 
jede Stadtverwaltung im eigenſten Intereſſe mit dem 
Bau von Straßen vorgehen. 

Der Referent erblickt nun auch in einer vorzeitigen 
Herſtellung von Straßen eine finanzielle Schädigung 
der Stadt. Er meint, ſie würde Zinſen der aufge— 
wendeten Anlagekoſten verlieren, da ſie dieſe von den 
ſpäter bauenden Anliegern nicht verlangen könne. 
Gegen dieſen Nachteil würde man ſich durch Aufnahme 
einer Anleihe zur Deckung der Straßenherſtellungskoſten 
ſchützen können. In dieſem Fall würden die tatſächlich 
gezahlten Darlehnszinſen den Straßenherſtellungskoſten 
zugerechnet werden können. Dann meint der Herr 
Referent, daß auch die Rohrlegungskoſten nicht erſtattungs— 
fähig wären. Ja, m. H., die kann man jetzt in der 
Regel auch nicht erſtattet verlangen; denn nach einer 
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feſtſtehenden Rechtſprechung des Oberverwaltungsgerichts 
können die Koſten der Waſſerleitung überhaupt kaum, 
die Koſten der Kanaliſation aber nur ſoweit den An⸗ 
liegern auferlegt werden, als nachgewieſen wird, daß 
dieſe der Straßenentwäſſerung dient; ſoweit die 
Kanaliſation der Hausentwäſſerung dient, ſind die 
Koſten nicht erſtattungsfähig. 

Der Herr Referent hat bei dieſen feinen Ausein— 
anderſetzungen wohl hauptſächlich die größeren Städte 
im Auge gehabt, in denen die Unternehmer häufig 
Straßen errichten. Dieſe werden dann allerdings wohl 
regelmäßig auch jene, den Auliegern nicht aufzuerlegenden 
Laſten zu übernehmen haben. In den mittleren und 
kleineren Städten finden ſich leider wenige ſolcher 
Unternehmer. Es kann daher der § 14a für die 
größeren Städte allerdings auch finanzielle Nachteile 
gegebenen Falls nach ſich ziehen. Aber der Herr 
Referent hat ja ſelbſt den Weg angegeben, auf dem 
dieſem Nachteil vorgebeugt werden könnte, indem er 
vorſchlug, daß im Falle des Ausbaues einer neuen 
Straße auf polizeiliche Anordnung ſofort die Straßen⸗ 
herſtellungskoſten von den Auliegern eingezogen werden 
dürfen, und dieſer Vorſchlag des Herrn Referenten iſt 
außerordentlich empfehlenswert. Wenn alſo der Entwurf 
wirklich Geſetz werden ſollte, könnte man nur wünſchen, 
daß dieſer Vorſchlag aufgenommen würde. 

Nicht ſcharf genug kann man ſich aber gegen eine 
zwingende Vorſchrift, wie ſie der Zuſatz zu § 15 be— 
zweckt, wenden. 

Meine Herren! Ich glaube, faſt in jeder größeren 
Stadt hat ſich bereits ein ſogenannter Beamten— 
Wohnungsbauverein aufgetan. Dieſe Bauvereine ſollen 
nun den an ſich löblichen Zweck verfolgen, Häuſer mit 
geſunden und zweckmäßig eingerichteten Wohnungen 
für Minderbemittelte herzuſtellen, und]werden zu dieſem 
Zweck durch Staatsmittel unterſtützt. Dies geſchieht 
meiſt in der Weiſe, daß, nachdem ſie ihre Häuſer 
zunächſt von irgend einer Seite bis zur Grenze der 
Mündelſicherheit beliehen haben, ihnen der Staat dann 
eine zweite Hypothek bis zu ¼ des Grundſtückswertes 
zu 3% gibt. Infolge dieſer billigen Baugelder können 
ſie natürlich tatſächlich billigere Wohnungen ſchaffen. 
Die übrigen Hausbeſitzer bekommen alſo eine recht 
erhebliche Konkurrenz durch dieſe Vereine (ſehr richtig!). 
Und nun ſoll dieſen Vereinen auch noch ein Teil der 
Straßenherſtellungskoſten erlaſſen werden und den hier— 
durch entſtandenen Ausfall ſollen die durch jene Vereine 
geſchädigten Grundbeſitzer wieder decken! Ein ſolches 
Verfahren, m. H., iſt doch geradezu unmoraliſch! 
(Bravo!) 

Der zweite Herr Referent hat den Artikel 4 zu 
außerordentlich wohlwollend kritiſiert. Wenn wir uns 
aber dieſe Kritik einmal genauer anſehen, bleibt von 
dem Wohlwollen nicht mehr viel übrig. Er hat ſich 
zwar mit den meiſten Beſtimmungen des Artikel 4 
einverſtanden erklärt; aber dieſe Beſtimmungen ent⸗ 
halten entweder bereits jetzt ſchon beſtehende polizeiliche 
Vorſchriften, oder etwas ganz Selbſtverſtändliches. 
Dagegen hat er ſich durchaus gegen die beiden einzigen 
Beſtimmungen des Art. 4 gewandt, die etwas Neues 
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und zwar etwas von einſchneidender Tragweite vor— 
ſchreiben, gegen die Beſtimmungen des § 4 unter 
Nr. 2 und 4. Dieſe Beſtimmungen dürften für unſere 
Provinz einfach undurchführbar ſein. Welcher Arbeiter 
erhält in unſeren Oſtprovinzen wohl einen ſolchen 
Lohn, daß er, um der Vorſchrift des S 4 Nr. 4 zu 
genügen, eine Wohnung von 3 Räumen mieten könnte? 
Wenn nun dieſe Beſtimmung Geſetz werden ſollte, was 
würde wohl die Folge davon ſein? Dann würden 
die Arbeiter, denen man doch ſchwerlich beim Inkraft— 
treten des Geſetzes einen höheren Lohn geben wird, 
die Wohnungen in den Städten nicht mehr mieten 
können; ſie würden auf das Land gehen und dort die 
kleineren, nicht dem Geſetze entſprechenden Wohnungen 
einnehmen. Die Sache bleibt alſo genau wie ſie iſt, 
nur daß die Arbeiter, die nicht ſoviel Geld für eine 
Wohnung aufwenden können, dann eben nicht in einer 
Gemeinde mit über 10000 Einwohnern, ſondern in 
ſolchen mit weniger als 10000 Einwohnern wohnen. 

Den Ausführungen des Herrn Referenten über die 
äußerſt ſchwerwiegenden Bedenken gegen Art. 5 habe 
ich nichts hinzuzufügen; ich glaube, es wird ein jeder 
von uns ſeine Worte gern unterſchreiben. 

Die beiden Herren Referenten haben ſich enthalten, 
eine Reſolution zu beantragen. Ich ſtimme dem bei; 
doch bin ich der Anſicht, daß, da uns der Geſetz— 
entwurf unannehmbar erſcheint, wir doch gegen ihn in 
einer Art Stellung nehmen können. 

Es wird Ihnen bekannt ſein, daß im Oktober dieſes 
Jahres in Frankfurt a. M. ein Wohnungskongreß ſtatt— 
findet, auf dem auch dieſer Geſetzentwurf beſprochen 
werden wird. Es würde nun meines Erachtens von 
Wichtigkeit ſein, wenn die preußiſchen Städte auf 
dieſem Kongreß ihre Bedenken gegen dieſes Geſetz 
äußern würden. Ich beantrage deshalb, zu dem in 
Frankfurt a. M. ſtattfindenden Wohnungskongreß zwei 
Vertreter des weſtpreußiſchen Städtetages zu entſenden, 
die die hier von den beiden Herren Referenten vor— 
getragenen und von uns wohl allſeitig geteilten Be— 
denken gegen den Geſetzentwurf namens des weit 
preußiſchen Städtetages zur Geltung bringen. (Bravo! 

Vorſitzender: Das Wort hat ſodann Herr Stadt: 
verordneter Bauer-Danzig. 

Stadtverordneter Bauer: Meine Herren! Ich will 
bei meinen Ausführungen von drei Standpunkten aus— 
gehen: Erſtens von dem der Hausbeſitzer, zweitens 
von dem der Wohnungsinhaber (der Mieter) und 
drittens von dem der Gemeinden und Stadtverwaltungen. 

Vom Standpunkte der Hausbeſitzer will ich be— 
tonen, daß dieſe am allerwenigſten Einwendungen 
gegen den Geſetzentwurf zu machen haben, weil die 
Hausbeſitzer es ſich gern gefallen laſſen können, wenn 
die Polizei geſundheitsſchädliche Wohnungen ſchließt, 
wenn fie die Aftervermietung einſchränkt und wenn ſie 
unſaubere Mieter zur Ordnung bringt, weil dann eine 
Anzahl Wohnungen mehr gebraucht werden, die heute 
leer ſtehen. 

Vom Standpunkte der Wohnungsinhaber und Mieter 
will ich hervorheben, daß dieſe in Kauf nehmen müſſen, 
daß die Polizei unangemeldet von 6 Uhr morgens bis 


9 Uhr abends Eintritt in ihre Wohnungen zu nehmen 
berechtigt iſt. Wir ſind nun bisher der Meinung ge— 
weſen, daß an der Grenze der Wohnung auch die 
Macht der Polizei aufhöre, daß Jeder Herr in feiner 
Wohnung ſei und darin ſchalten und walten könne, 
wie er wolle. Ich muß in der Wohnungsaufſicht eine 
ſehr bedauerliche Beeinträchtigung der Wohnungs- 
inhaber erblicken; daß dieſe ſich durch eine ſolche 
dauernde Beeinträchtigung und Beeinfluſſung beglückt 
fühlen könnten, muß ich ſehr bezweifeln. Von den 
ca. 30000 Wohnungen in Danzig find ca. 20000 
ausgeſprochene Arbeiterwohnungen. Der Geſetzentwurf 
verlangt nun aber auch die Aufſicht für Minder— 
bemittelte und dazu rechnet er Wohnungen bis zu 
3 Zimmern; infolgedeſſen iſt anzunehmen, daß 25000 
Wohnungen unter die Aufſicht fallen würden. 

Vom Standpunkt der Gemeinden bemerke ich, daß. 
der Entwurf von einer Seite dieſen Verwaltungen 
ganz bedeutende Leiſtungen und Koſten auferlegt, von 
der anderen Seite aber wieder die Selbſtverwaltungs— 
rechte und Steuerquellen ſehr bedeutend einſchränkt, 
und daß ferner alle die, die ſich bisher an der Selbſt— 
verwaltung beteiligen, die Luſt verlieren müſſen, daran 
mitzuwirken und ihre Kraft weiter in den Dienſt der 
Gemeinde zu ſtellen. 

Allgemein will ich noch bemerken, daß durch die 
Beſtrebungen auf dem Gebiete der Wohnungsreform 
die meiſten Hypothekenbanken ſchon ſeit Jahren ab— 
geſchreckt worden find, Hypotheken auf Arbeiterhäufer 
überhaupt zu geben; ſie lehnen dies meines Wiſſens. 
ſchon ſeit einer Reihe von Jahren ab. Die natürliche 
Folge davon iſt, daß das Bauunternehmertum vom 
Bau von Arbeiterhäuſern überhaupt abſieht und ſich 
faſt ausſchließlich mit dem Bau von beſſeren Wohnungen 
beſchäftigt. Es würde ſehr viel richtiger ſein, wenn 
ſtaatlicherſeits aus dem Fonds der Alters-Invaliden- 
kaſſen, aus welchen bisher den Wohnungs-Baugenoſſen— 
ſchaften Gelder zu 3—31/, / gegeben wurden, jedem, 
der Arbeiterhäuſer bauen will, hypothekariſche Darlehen 
zu 3½—4% gegeben würde. Dann würde die Sache 
ſehr viel mehr Erfolg haben und es würden Arbeiter— 
häuſer und-Wohnungen in reichem Maße entſtehen, 
und Notſtände nach dieſer Richtung hin nicht eintreten. 

Die Verbeſſerung, die man den Wohnungen ange— 
deihen laſſen will, wäre ebenſo gut inbezug auf Er— 
nährung und Kleidung angebracht und berechtigt, denn 
zweifellos beſtehen in letzterer Beziehung genau die— 
felben Mißſtände, wie inbezug auf das Arbeiter- 
wohnungsweſen. Wir ſehen, daß man auf der einen 
Seite im Überfluß ſchwelgt, während auf der anderen 
Seite der Einzelne ſeinen Hunger mit Kartoffeln und 
Salz ſtillen muß; genau jo iſt es inbezug auf die 
Kleidung. Den Reichen iſt nichts fein und teuer genug, 
während die Armen, hinab bis zum verkommenſten 
Wegelagerer, der ſich mit Lumpen bedeckt, kaum zur 
notdürftigſten Kleidung haben. 9 8 

Wenn man den Entwurf näher durchſieht, ſo wird 
man finden, daß eigentlich alles, was der Entwurf 
verlangt, heute ſchon auf Grund der beſtehenden Gefetze 
ausführbar iſt und auch ſchon ausgeführt wird; es 


fehlt nur noch, daß auch Geſetze neben allen ſcharfen 
und übermäßig ſcharfen und nicht ausführbaren Vor⸗ 
ſchriften auch noch den Mietspreis feſtſetzten; aber 
was nicht iſt, kann ja bei Annahme des Geſetzentwurfes, 
in ſpäterer Zeit noch kommen. 
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Weil ich nun in dem Geſetzentwurf neben einer 


großen Belaſtung der Gemeinden noch eine ſehr be— 
deutende Beſchränkung in ihren Selbſtverwaltungsrechten 
erblicke, der eine ungemein große Machtſteigerung der 
Polizei gegenüberſteht, kann ich eine Annahme des 
Entwurfes nicht empfehlen und bezeichne ich denſelben 
in der gegenwärtigen Form als unannehmbar. (Leb- 
hafter Beifall.) 
Stadtverordneter Lewinſohn: Meine Herren! Durch 
die Geſetzvorlage würden die Hausbeſitzer vollſtändig 
unter Polizeiaufſicht geſtellt werden. 0 

Es gibt ſehr viele, die ſehr gern zahlen, aber auch 
ſehr viele, die, wenn ſie ſich vornehmen nicht zu 
bezahlen, daun ihr Wort halten. (Heiterkeit) Das iſt 
eine ſolche Glücksſache; man kann doch nicht verlangen, 
daß die Hausbeſitzer alles verlieren ſollen was ſie 
haben. Das iſt ſehr ſchlimm, meine Herren, dieſer 
Entwurf iſt ſo, wie er hier vorliegt, nicht annehmbar; 
ich kann mich nur den Anſichten der Herren Referenten 
anſchließen. Wir wiſſen aus der Praxis, was Not 
tut. Die Konkurrenten haben die guten Wohnungen 
geſchaffen, während die anderen Wohnungen unvermietet 
bleiben. In Graudenz ſteht die Hälfte der Wohnungen 
leer. Sollen nun die Häuſer, die feucht ſind, ab⸗ 
gebrochen werden, ſoll dann die Polizei einſchreiten? 
Wir ſind dann ja vollſtändig der Polizei untergeordnet, 
das kann man ſich doch nicht gefallen laſſen. Ich 
bitte wenigſtens dahin zu ſtimmen, daß dieſer Geſetz⸗ 
entwurf für unannehmbar erklärt wird. 


Vorſitzender: Ich erteile das Wort weiter Herrn 
Bürgermeiſter Zitzlaff-Marienwerder. 

Bürgermeiſter Zitzlaf: Meine Herren! Ich möchte 
Sie auch bitten, gegen den Geſetzentwurf eine Reſolution 
zu faſſen und dieſelbe gegebenenfalls dem Landtag 
zuzuſchicken, denn ich glaube, daß die Städte Weſt⸗ 
preußens, die ſchon beſonders hoch belaſtet und von 
einer Steuerlaſt bedrückt ſind, wie man ſie an anderen 
Orten der Monarchie garnicht kennt, Veranlaſſung 
nehmen müſſen, gegen dieſen Entwurf, der eigentlich 
die ganzen Koſten den Gemeinden auferlegt, entſchieden 
Front zu machen. 

Daß eine Wohnungsnot vielfach beſteht, wird 
keiner in Abrede ſtellen, und daß der Grund dafür 
hauptſächlich in unſeren ganzen ſozialen und wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſen liegt, wird auch jeder einſehen. 
Der Staat macht nun einen Geſetzentwurf und wälzt 
die bislang unüberſehbaren Koſten im weſentlichen auf 
die Gemeinden. 

Ich möchte vor allem zu dem § 14a des Entwurfs, 
den ich für durchaus nicht ſo harmlos erachte, wie 
Herr Bürgermeiſter Kühnaſt, noch einiges bemerken. 

Der Fall, daß die Gemeinde ſich weigert, eine 
Straße auszubauen, deren Ausbau mit beſonderen 
Schwierigkeiten nicht verbunden iſt, wird kaum vor⸗ 


kommen. Dazu haben die Gemeinden ein viel zu 
erhebliches Intereſſe an der Erweiterung der Stadt. 

Aber wenn der Ausbau einer Straße ſchwierig iſt, 
wenn er Koſten macht, die in abſehbarer Zeit von den 
Anliegern nicht wieder zu erlangen ſind, dann würde 
der S 14 a in Tätigkeit treten. 0 

Welche große Ungerechtigkeit würde hierin liegen! 
Wie würden z. B. dadurch die Werte in der Gemeinde 
verſchoben werden. Die Gemeinden ſind jetzt vielfach 
gezwungen, Fluchtlinien für Gelände feſtzulegen, das 
erſt in irgend abſehbarer Zeit Baugelände werden kann, 
während mit dem Ausbau gewartet wird, bis eine 
Einigung mit den Straßenintereſſenten entſprechend den 
zum Ausbau der Straße erforderlichen Aufwendungen 
getroffen wird. In dieſer Hinſicht iſt der § 12 des 


| Gejeßes eine ſcharfe Waffe in unſerer Hand. Sie wird 


es. ſchließlich den Gemeinden ermöglichen, mit den 
Straßenintereſſenten, die an dem Ausbau doch das 
größte Intereſſe haben, zu einem Abſchluß zu gelangen, 
der die Allgemeinheit nicht ſonderlich belaſtet. Gerade 
das iſt der Grundgedanke des Fluchtliniengeſetzes und 
der neueren Bodenreformbewegung, daß die Koſten, 
die die Aufſchließung neuen Baugeländes erfordert, 
nicht von der Allgemeinheit getragen werden, ſondern 
von den Grundſtücksbeſitzern, denen der Mehrwert des 
Baugeländes in die Taſche fließt. 

Werden die Gemeinden vorzeitig vom Staate zur 
Straßenanlegung gezwungen, fo fällt das geſamte 
Riſiko der Gemeinde zur Laſt. Bei den Verhandlungen 
mit den Straßenintereſſenten vor allem denen, die noch 
nicht ſo bald bauen wollen, würden der Gemeinde 
3. B. ſchon beim Grunderwerb große Anforderungen 
entgegentreten. Hiermit würden übrigens die Geſamt⸗ 
koſten der Straßenanlage ſehr ſteigen. Dies würde 
zur Folge haben, daß auch die Anliegerbeiträge für 
die bebauten Grundſtücke und ſomit die Preiſe erheblich 
ſteigen, eine Wirkung, die der Entwurf wohl nicht 
beabſichtigt. 

Ich möchte nur noch einen Geſichtspunkt kurz 
betonen. f 

Zur Zeit können die Gemeinden bei geſchickter 
Benutzung des § 12 in der Regel für den Ausbau 
neuer Straßen verhältnismäßig raſch mit den Straßen⸗ 
intereſſenten zu einem Abſchluß vor allem wegen des 
Grunderwerbes gelangen. Denn die Intereſſenten wiſſen, 
ſo lange der Abſchluß nicht erfolgt iſt, iſt ihr Gelände 
nicht Baugelände. 

Tritt der $ 14 a in Kraft, fo werden die Ver⸗ 
handlungen mit den Intereſſenten ſehr erſchwert werden. 
Sie werden ſtändig die Polizeibehörde angehen, wegen 
des Wohnungsbedürfniſſe den Ausbau der Straße zu 
fordern, und ſchließlich wird der Erfolg häufig der fein, 
daß die Polizeibehörde oder die Aufſichtsinſtanz gegen 
die Gemeinde einſchreitet. Durch dieſes dazwiſchen⸗ 
treten der Polizei oder der Aufſichtsbehörde wird häufig 
auch wohl der Erfolg erzielt werden, daß der Straßen- 
ausbau hinausgeſchoben wird. 

Welche Garantien bietet nun das Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren den Städten gegen die Anforderungen 
der ſtaatlichen Behörden bezüglich des Nachweiſes des 

1 


Wohnungsbedürfniſſes. Niemand kann willen, was 
beim Streitverfahren herauskommt. Der eine hält das, 
der andere das für nachgewieſen. (Sehr richtig!) 

Ich möchte mich noch mit ein paar Worten dem 
§ 15 a zuwenden, der wieder lediglich beſtätigt, was 
ich vorhin geſagt habe, daß nämlich der Staat das 
Geſetz macht und die Gemeinde die Koſten bezahlt. 
Die Städte haben ſich meines Wiſſens im allgemeinen 
ſchon recht dagegen gewehrt, daß der Staat auf ihre 
Koſten den Beamten das Steuerprivileg gewährt, weil 
ſie der Anſicht ſind, daß der Staat ſeinen Beamten 
dieſe Verbeſſerung der Beſoldung mit ſeinen Mitteln 
gewähren ſollte. Auf Grund des § 15 a nun gewährt 
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er den Beamten zwar eine Verbilligung ihrer Wohnungen, 


natürlich aber auf Koſten der Gemeinde. Mag der 
Staat, wenn er ein Bedürfnis dafür erachtet, ſeine 
Beamten beſſer beſolden, ihnen billigere Wohnungen 
verſchaffen. Daß aber die Gemeinde, deren Bürger 
von den Bauvereinen zum Teil ſchon nicht unerheblich 
geſchädigt werden, dieſe Bauvereine auch noch unter— 
ſtützen ſollen, kann der Staat nun und nimmermehr 
verlangen. Dieſer * mit dem Ausdruck „Minder⸗ 
bemittelten“ ift ja ſpeziell auf ſolche Beamtenwohnungs⸗ 
vereine zugeſchnitten. 

Wir können hier nicht die Punkte im nel feitlegen, 
bezüglich deren der Entwurf unannehmbar ift. Meines 
Erachtens ſind dies doch ſoviele, daß wir den e 
als ſolchen im Ganzen ablehnen müſſen. 

Ich bitte Sie meinem Antrag zuzuſtimmen, und en 
Entwurf für unannehmbar zu erklären. (Bravo!) 


Vorſitzender: Wird weiter nicht das Wort verlangt? 
Das Wort hat Herr Bürgermeiſter Kude-Löbau 
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Bürgermeiſter Rude: Soweit ich überſehen kanu, 
haben bisher nur Vertreter der größeren Städte ge— 
ſprochen, d. h. mit über 10000 Einwohnern. Man 
wird nun glauben, daß die kleineren Städte an dem 
Geſetzentwurf kein Intereſſe haben, und doch iſt dies 
der Fall. In dem Artikel 4 iſt im § 1 Abſatz 2 des 
Entwurfes geſagt, daß auch für kleinere Gemeinden 
und Gutsbezirke Wohnungsordnungen erlaſſen werden 
können. Das halte ich für kleinere Städte für, jehr 
bedenklich. In kleineren Städten wird der Hausbeſitzer 
jeden auch nur verfügbaren Raum ausnützen; es werden 
Wohngelaſſe in Dachgeſchoſſen und in früheren Ställen 
eingerichtet, nur um recht viel vermieten und um der 
ſtarken Nachfrage genügen zu können. Die Hausbeſitzer 
können die Einrichtung ſolcher beſchränkten und oft 
nicht ganz einwandsfreien Wohnungen durchführen, weil 
die Leute, welche dieſe Wohnungen beziehen, in ganz 
kleinen Verhältniſſen leben, nichts beſſeres gewöhnt ſind 
und unterkommen müſſen. In § 4, Abſatz 4 des 
Entwurfes heißt es ſonann: „Die Wohnung muß jo 
viel Räume enthalten, daß, abgeſehen von Ehepaaren, 
die über 14 Jahre alten Perſonen nach dem Geſchlechte 
getrennt in beſonderen Räumen ſchlafen können“. 


Das iſt doch eine recht bedenkliche Beſtimmung. 
Die Arbeiter bekommen in den kleineren Städten meiſtens 
einen durchſchnittlichen Tageslohn von M. 1,50, das 


macht bei 300 Arbeitstagen M. 450, —. In Löbau 


3. B. bezahlen die Leute 70 M. Wohnungsmiete für 
ein einziges Zimmer. Wenn nun der Entwurf wirklich 
Geſetz wird, wenn gar Wohnungsordnungen auch für 
kleinere Städte erlaſſen werden, dann werden zunächſt 
die vorher erwähnten in Dachgeſchoſſen und ſonſt er— 
richteten etwas mangelhaften einräumigen Wohnungen 
geſchloſſen werden müſſen, oder ſie werden von Familien 
mit über 14 Jahre alten Perſonen beiderlei Geſchlechts 
nicht bezogen werden können, es wird infolgedeſſen die 
Wohnungsmiete noch bedeutend ſteigen und dann werden 
die Arbeiter die Miete nicht mehr bezahlen können. 
Übrigens iſt es in der Provinz in den meiſten Städten 
üblich, daß die Wohnungen zu Martini oder. 1. Oktober 
bezogen werden und vielfach kommt es dann vor, daß 
die Arbeiter die Wohuungsmiete im Winter nicht be⸗ 
zahlen können. Wenn nun die Mieten noch mehr 
ſteigen ſollten, dann werden die Leute auch die Miete 
in den Sommermonaten nicht aufbringen können; die 
Folge wird ſein eine Anzahl von Prozeſſen und 
Exmiſſionen; die Obdachloſen wird die Polizei- oder 
Armenbehörde unterbringen müſſ en und bei, dem 
Mangel von Wohnungen wie ſie der Entwurf verlangt, 
wird wieder auf die vielleicht kurz vorher geſchloſſenen 
Wohnungen zurückgegriffen werden müſſen, nur um die 
Leute unterzubringen. Gegen ſolche Beſtimmungen und 
Verordnungen muß Stellung genommen werden. Wie 
hat man ſich die Ausführung der Wohnungsaufſicht 
eigentlich gedacht? Die Polizeiverwalter in kleinen 
Städten find mit allen möglichen Reviſionen ſchon ſo 
belaſtet, daß ſie ſich mit der Wohnungsaufſicht nicht 
doch befaſſen können. Daß die Beſtimmungen des 83 
Abſ. 1 nicht einwandsfrei ſind, geht ſchon daraus hervor, 
daß hier von einer Verwahrloſung der Wohnungen 
gefprochen wird. Es wird ſehr ſchwer zu entſcheiden 
fein, ob und inwieweit die Wohnung verwahrloſt iſt, 
oder ob nicht nur der Mieter an der Verwahrloſung 
der Wohnung die Schuld trägt. Das werden nut 
Leute entſcheiden können, die mit den Verhältniſſen 
genauer vertraut find und das beurteilen können; an 
ſolchen wird es in kleinen Städten fehlen. 

Ich möchte mich den Ausführungen des Herrn 
Kühnaſt. anſchließen un Beſchluß einer Reſolution 
beantragen. & 


Vorſitzender: Meine Herren! Sie haben den Wunſch 
geäußert, eine Reſolution zu beſchließen, die möglichſt 
entſchieden dieſen Geſetzentwurf bekämpft. Ich kann 
Ihnen zu einer ſolchen Reſolution nicht raten, denn ich 
glaube nicht, daß damit viel erreicht werden wird. 
Zunächſt möchte ich Sie darauf aufmerffäm machen, 
daß es ſich nicht um einen Geſetzentwurf handelt, det 
bereits dem Landtag vorgelegt worden iſt, ſondern es 
iſt ein Entwurf, der der freien Diskuſſion preisgegeben iſt. 

Daß an dem Geſetz nicht alles tadellos iſt, können 
wir nicht beſtreiten; die gute Abſicht in dieſer Hinſicht 
wird jedoch auch anerkannt werden müſſen. Ich ſchließe 
mich allerdings im weſentlichen dem an, was in der 
Diskuſſion vorgebracht iſt. Man kann die Reform— 
bedürftigkeit einer Sache anerkennen und man kann 
den Wunſch haben, daß eine Verbeſſerung vorgenommen 
wird, damit iſt aber noch nicht geſagt, daß man mit 
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einem Geſetzentwurf und mit ſcharfen polizeilichen Ein— 
griffen das Ziel erreicht; im Gegenteil man kann ſich 
vom Ziel entfernen. Es iſt ja ſehr ſchwierig, dieſe 
Frage zu löſen und muß ich bei dieſer Gelegenheit an 
jenen Fürſten denken, der ſich mit ſeinen Miniſtern 
zur Beratung hinſetzte und ſagte: Meine Herren! Wir 
müſſen die ſoziale Frage löſen und wenn wir die ganze 
Nacht aufbleiben müſſen. Was ich nun von dem 
Geſetzentwurf fürchte, daß iſt ein weiteres Eingreifen 
der Polizei in die familiären Verhältniſſe, in die 
Häuslichkeit des Einzelnen. Der alte Grundſatz: Mein 
Haus iſt meine Burg, läßt ſich dann nicht mehr durch— 
führen. Ich habe im ganzen den Eindruck, daß. man 
durch den Geſetzentwurf, wie er hier veröffentlicht iſt, 
die Polizeigewalt zu ſehr verſtärkt, die freie Tätigkeit 
der Gemeinden zu ſehr einſchränkt, und daß man ſich 
zu viel von beamteten Perſonen verſpricht. Ich habe 
auch die Beſorgnis, daß ſich die Vorſchriften eines 
ſolchen Geſetzes namentlich bei zahlreichen Arbeiterfamilien 
mit großem Kinderſegen nicht durchführen laſſen werden. 
Da werden ſich Schwierigkeiten herausſtellen, an die 
der Geſetzgeber nicht gedacht hat, oder er tröſtet ſich 
damit: „Nur Mut, die Sache wird ſchon ſchief gehen, 
man kommt ſchließlich über alle Schwierigkeiten hinweg.“ 
Ich glaube, der Geſetzgeber hätte beſſer getan, wenn 
er mit Geduld abgewartet hätte, bis die Sache ſich 
günſtiger entwickelte. Die Verhältniſſe liegen jetzt zu 
ungünſtig, es ſind eine Anzahl ſachlicher Gründe, die 
gegen den Entwurf ſprechen. 

Ein Antrag, etwa dahin lautend, der vorliegende 
Entwurf iſt unannehmbar, kann ja geſtellt werden, aber 
irgend einen Eindruck auf die beſchließenden Perſonen 
wird er nicht machen, ſodaß ich an meiner Auffaſſung 
feſthalten muß, daß eine ſolche Reſolution nicht am 
Platze iſt. Es wird mir aber auch einigermaßen ſchwer, 
eine derartige Reſolution zu beſchließen, wie ſie Herr 
Bürgermeiſter Zitzlaff vorſchlägt: „Wenn dieſer Entwurf 
nicht annehmbar ſei, ſo müſſe das Miniſterium eben 
einen anderen machen!“ Wir müßten dann auch auf 
die Anforderungen angeben, denen der neue Geſetz— 
entwurf nach unſerer Anſicht zu genügen hätte, das 
iſt aber bei der Vielſeitigkeit und Schwierigkeit der 
Materie nach meiner Anſicht nicht wohl möglich. Ich 
habe den beiden Herren Referenten deshalb auch von 
vornherein, ganz abgeſehen von der Zeit, die ſie bei ihrer 
Arbeit hatten, empfohlen, keine Reſolution zu beantragen. 

Es kommt nun ein zweiter Antrag des Herrn 
Bürgermeiſters Kühnaſt, wonach zu dem im Oktober 
ds. Is. in Frankfurt a. M. ſtattfindenden Wohnungs⸗ 
kongreß zwei Vertreter des weſtpreußiſchen Städtetages 
entſandt werden ſollen. Gegen einen ſolchen Vorſchlag 
finde ich nichts einzuwenden, es würde ſich nur darum 
handeln, jetzt dieſerhalb Vorſchläge zu machen und die 
geeigneten Perſonen zu bezeichnen, die als Deligierte 
gewählt werden ſollen. Die Reiſekoſten müßten ſtatuten⸗ 
mäßig aus den Mitteln des Städtetages aufgebracht 
werden. 


Bürgermeiſter Zitzlaff: Mit Rückſicht auf die Aus⸗ 
führungen des Herrn Vorſitzenden ziehe ich hiermit 
meinen Antrag zurück. 


27 — 


Vorſitzender: Ich kann alſo annehmen, daß eine 
Reſolution nicht gewünſcht wird und kommen wir nun 
zur Erörterung des Antrages des Herrn Kollegen 
Kühnaſt, daß der weſtpreußiſche Städtetag als ſolcher 
ſich an dem in Frankfurt a. M. ſtattfindenden Wohnungs: 
kongreß beteiligen ſoll. Wenn dieſer Antrag Zuſtimmung 
findet und der Städtetag die Koſten dafür aufwenden 
will, würde ich empfehlen, unter den Verwaltungen 
der kleinen Städte der Provinz die geeigneten Perſonen 
zu ſuchen. Wenn die Stadt Danzig ſich an dem Kongreß 
beteiligen will, jo kann fie es für ſich allein tun. 

Herr Bürgermeiſter Kühnaſt beantragt alſo zu dem 
im Oktober in Frankfurt a. M. ſtattfindenden Wohnungs- 
kongreß 2 Vertreter des weſtpreußiſchen Städtetages 
zu entſenden. Wird über dieſen Antrag das Wort 
gewünſcht, findet er die Zuſtimmung der Verſammlung? 
Da weder das Wort gewünſcht noch Widerſpruch er— 
hoben wird, wird der Antrag hiermit einſtimmig an⸗ 
genommen. Nun kommen wir zur Wahl der beiden 
Vertreter und bitte ich um Vorſchläge. Es werden, 
wie ich höre, die Herren Zitzlaff und Kühnaſt vorge- 
ſchlagen; wird hiergegen von irgend einer Seite Wider: 
ſpruch erhoben? Da dies nicht der Fall iſt, ſo ſind 
hiermit die Herren Zitzlaff und Kühnaſt als Vertreter 
gewählt. 

Wir haben nun noch die Vorſtandswahl vorzunehmen, 
die jedes Jahr neu erfolgt. Der Vorſtand beſteht 
zur Zeit aus: 

Erſter Bürgermeiſter Ehlers-Danzig, 
Stadtverordnetenvorſteher Alehrlein⸗Graudenz, 
Stadtverordneter Münfterberg = Danzig, 
Oberbürgermeiſter Elditt⸗Elbing, 

Erſter Bürgermeiſter Dr. Berſten-Thorn, 
Bürgermeiſter Hartwig-Culmſee, 
Bürgermeiſter Müller - Di. Krone. 

Die Wahl erfolgt ſtatutenmäßig durch Stimmzettel, 
(hiergegen wird Widerſpruch erhoben und Wahl durch 
Akklamation vorgeſchlagen). 

Ich bitte bezüglich der Neuwahl um Vorſchläge. 
(Es wird Wiederwahl des Vorſtandes vorgeſchlagen). 
Wie Sie hören, meine Herren, iſt Wiederwahl des 
bisherigen Vorſtandes vorgeſchlagen; wird hiergegen 
Widerſpruch erhoben? Da dies nicht der Fall iſt, ſo 
iſt der bisherige Vorſtand durch Akklamation neu gewählt. 


Wir kommen jetzt zur Beſchlußfaſſung über Ort und 
Zeit des nächſten Städtetages. 

Es ſind bis jetzt, einſchl. des heutigen, dreizehn 
Städtetage abgehalten, zunächſt: 
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Es wird bezüglich der Beſtimmung des nächſten 
Städtetages um Vorſchläge gebeten. Da dies nicht 
geſchieht, darf ich wohl annehmen, daß wie in früheren 
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Jahren auch diesmal dem Vorſtande die Beſchlußfaſſung 


über Ort und Zeit des nächſten Städtetages überlaſſen wird. 
. Es fragt ſich weiter, meine Herren, ob die Beiträge 
für das laufende Jahr, die noch nicht eingezogen ſind, 
jetzt noch eingezogen und Rechnung gelegt werden ſoll, 
oder ob Sie dieſe Kaſſenabrechnung, zu der die 
Dilegiertenkoſten nach Frankfurt a. M. hinzukommen, 
auf dem nächſten Städtetag prüfen wollen. Sind hierzu 
Vorſchläge zu machen? Ich nehme dann an, daß die 
Kaſſenabrechnung auf dem nächſten Städtetag geſchehen 
ſoll, und iſt die Angelegenheit für heute alſo erledigt. 
1 Die Tagesordnung iſt damit erſchöpft. — Wird ſonſt 
noch das Wort verlangt? Das Wort hat Herr Bürger⸗ 
meiſter Sauſſe⸗-Elbing. 


Bürgermeiſter Jauſſe: Meine Herren! Sie alle find 
wohl meiner Meinung, daß wir dem Vorſtande zunächſt 
für die intereſſante Tagung, die er einberufen hat, und 
ſodann, daß er mit ſolcher Umſicht die Verſammlung 
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geleitet hat, unſern wärmſten Dank e haben. 


Ferner find wir zu Dank verpflichtet den beiden Heeren 


Referenten, die, wie wir gehört haben, ſich in verhältnis⸗ 
mäßig kurzer Zeit in die ſchwierigen Einzelheiten des 
Geſetzentwurfes eingearbeitet und uns das Vergnügen 
bereitet haben, uns durch ihre ſo klaren und eingehenden 
Ausführungen mit dieſem Geſetzentwurf vertraut zu 
machen. eo 

M. H.! Wenn Sie meiner Anſicht ſind, ſo bitte 
ich Sie, ſich zum Zeichen des Dankes von Ihren Sitzen 
zu erheben. (Geſchieht.) 

Vorſitzender: Ich danke dem Herrn Vorredner und 
der Verſammlung namens des Vorſtandes und der 
Herren Referenten von Herzen für ihre freundliche 
Auffaſſung, und ſchließe daran auch meinerſeits meinen 
beſten Dank an die Mitglieder des Vorſtandes und 
die Referenten für ihre freundliche Unterſtützung. 


Ich ſchließe hiermit den dreizehnten Städtetag. 
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